
Düsseldorfer Amtsblatt
 
Amtliche Bekanntmachungen 

Nr. 33/34 • 70. Jahrgang 22. August 2015 

Ausschreibungen von Arbeiten und Leistungen  
Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Beschränkte Ausschreibung mit 
öffentlichem Teilnahmewettbewerb (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Trockenbauarbei­
ten, Schule Gräulinger Straße. Umfang der 
Leistung: Montage von ca. 300 m² Akustikwand­
paneelen. Nebenangebote sind nicht zugelassen. 
Ausführungs-/ Lieferzeit: Dezember 2015. 
Sicherheitsleistungen: keine. Ausgabe der Bewer­
bungsvordrucke ab: 24.08.2015. Ausgabe bis: 
04.09. 2015. Druckkosten: keine. Schlusstermin 
für die Abgabe der Bewerbungsunterlagen: 
11.09.2015 um 11:00 Uhr. Referenzen sind 
gemäß den Bewerbungsunterlagen beizufügen. 
Bieter, sowie deren Nachunternehmer und Verlei­
her von Arbeitskräften, soweit sie bereits bei 
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, 
die gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga­
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderte 
Verpflichtungserklärung abzugeben. 

• 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Zutrittskontrollan­
lage, Großmarkt Ulmenstraße. Umfang der 
Leistung: Lieferung und Montage einer Zutritts­
kontrollanlage. Nebenangebote sind nicht zuge­
lassen. Ausführungs-/ Lieferzeit: 01. November 
2015 bis 31. Januar 2016. Sicherheitsleistun­
gen: keine. Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 
24.08.2015. Ausgabe bis: 08.09.2015. Druck-
kosten: 11,- Euro (Druckkosten werden nicht 
erstattet). Eröffnung der Angebote: 15.09.2015 
um 11:30 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 31.10. 
2015. Referenzen sind dem Angebot gemäß den 
§§ 6 und 6 EG VOB/A beizufügen. Bieter, sowie 
deren Nachunternehmer und Verleiher von 
Arbeitskräften, soweit sie bereits bei Angebots­
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die 
gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe­
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderte Ver­
pflichtungserklärung abzugeben. Zudem ist die 
Verpflichtungserklärung gemäß § 19 TVgG-NRW 
vom Bieter abzugeben. 

• 

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Elektroarbeiten, 
Schule Ellerstraße, Sporthalle. Gesamtmenge 
bzw. -umfang: Neubau einer zweigeschossigen 
Dreifachsporthalle inklusive Räumen für den 
Ganztag mit den Nutzungseinheiten Sporthalle, 
Gymnastik-, Judo-, Kraftraum und Mensa. 
Gewerk: Elektrotechnik: Elektroinstallation, Kabel-
und Leitungsanlagen, Beleuchtungsanlagen, Fer­
melde-, ELA-, Sibe- und Blitzschutzanlagen. Keine 
Lose. Keine Optionen. Varianten/ Alternativange­
bote sind nicht zulässig. Beginn und Ende der 
Auftragsausführung: 29. Februar 2016 bis 18. 
November 2016. Ausgabe der Unterlagen ab: 
24.08.2015. Ausgabe bis: 15.09.2015. Es ent­
stehen Druckkosten in Höhe von 45,- Euro (Druck­
kosten werden nicht erstattet). Schlusstermin für 
den Eingang der Angebote: 22.09.2015 um 

10:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 10.11. 
2015. Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
3 % der Bruttoauftragssumme für die Ausfüh­
rungs- und Mängelanspruchssicherheit. Wesentli­
che Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen 
und/ oder Verweis auf die maßgeblichen Vor­
schriften: Zahlungsbedingungen gemäß VOB/B. 
Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der 
Auftrag vergeben wird (falls zutreffend): Gesamt­
schuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Ver­
treter. Für die Ausführung des Auftrags gelten 
besondere Bedingungen: - Der Bauherr hat eine 
Bauleistungsversicherung abgeschlossen, wofür 
eine Prämienzahlung von 0,20 % der Bruttorech­
nungssumme zu zahlen ist. - Der Bauherr stellt 
Baustrom und Bauwasser zur Verfügung. Für den 
Verbrauch von Strom und Wasser ist ein Unko­
stenbeitrag von 0,50 % der Bruttorechnungssum­
me zu zahlen. Persönliche Lage des Wirtschafts­
teilnehmers sowie Auflagen hinsichtlich der Ein­
tragung in einem Berufs- oder Handelsregister: 
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Gesamtumsatz der letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahre; - Nachweis der Referenzen über 
vergleichbare Leistungen in den letzten drei abge­
schlossenen Geschäftsjahren; - Nachweis der 
Gewerbeanmeldung; - Eintragung in das Berufsre­
gister; - Nachweis einer bestehenden Betriebs­
haftpflichtversicherung; - Nachweise zur Beitrags­
entrichtung zur gesetzlichen Sozialversicherung 
gem. § 7 TVgG-NRW (Berufsgenossenschaft, 
Krankenkasse); - Bieter, sowie deren Nachunter­
nehmer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit 
sie bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, 
sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 und 18 des 
Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW vom 
10.01.2012 geforderten Verpflichtungserklärun­
gen abzugeben. Zudem ist die Verpflichtungser­
klärung gemäß § 19 TVgG-NRW vom Bieter abzu­
geben; - Eigen-/ Verpflichtungserklärung Arbeits­
schutzvorschriften gemäß Anlage der Vergabeun­
terlage; - Aufstellung der Leistungen, die an Nach­
unternehmer (NA) vergeben werden sollen; 
Urkalkulation im verschlossenen Umschlag. Wirt
schaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit: 
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
siehe „Persönliche Lage des Wirtschaftsteilneh­
mers“. Technische Leistungsfähigkeit: Angaben 
und Formalitäten, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: siehe 
„Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers“. 
Den Zuschlag erhält das Angebot mit dem niedrig­
sten Preis. Einlegung von Rechtsbehelfen: Nach § 
101b Abs. 2 GWB endet die Frist, mit der die 
Unwirksamkeit eines Vertrages mit einem Nach­
prüfungsverfahren geltend gemacht werden 
kann, 30 Kalendertage ab Kenntnis des Versto­
ßes, der zur Unwirksamkeit des Vertrages führt, 
jedoch nicht später als sechs Monate nach Ver­
tragsschluss oder im Falle der Veröffentlichung 
der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im 
Supplement zum Amtsblatt der Europäischen 
Union 30 Kalendertage nach dieser Veröffentli­
chung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 GWB ist der 
Antrag auf Einleitung eines Nachprüfungsverfah­

­

­
­

rens unzulässig, soweit - der Antragsteller den 
gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften im 
Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat, - Ver­
stöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund 
der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht späte­
stens bis Ablauf der in der Bekanntmachung ben­
annten Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewer­
bung gegenüber dem Auftraggeber gerügt wer­
den, - Verstöße gegen Vergabevorschriften, die 
erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots­
abgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem Auf­
traggeber gerügt werden, - mehr als 15 Kalender­
tage nach Eingang der Mitteilung des Auftragge­
bers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergan­
gen sind. Nähere Auskünfte sind erhältlich bei: 
bbt Ingenieure GbR, Hardtstraße 58, 40629 Düs­
seldorf, Herrn Bremer, Tel.: +49(0) 211/ 
1713442, Fax: +49(0) 211/1714306, info@bbt
ing.de

­
. Diese Veröffentlichung wurde redaktionell 

gekürzt, enthält aber alle maßgeblichen Inhalte 
der EU-weiten Veröffentlichung. Der komplette 
Veröffentlichungstext kann im Supplement zum 
Amtsblatt der EU unter http://ted.europa.eu oder 
auf den Internet-Seiten der Stadt Düsseldorf: 
http://www.duesseldorf.de/bauverwaltung/auss
chreibung/vob/index.shtml

 
 eingesehen oder 

beim Bauverwaltungsamt - Submissionsstelle 
(

­
Tel. 0211/89-96621 Frau Krapp) angefordert 
werden. 

• 

Vergabeart: Offenes Verfahren (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Maler- und Lak­
kierarbeiten, Ersatzneubau Schule, GGS 
Friedrich von Spee, Am Litzgraben 28 a, 
40489 Düsseldorf. Gesamtmenge bzw. 
umfang: ca. 5.500 m² grundieren, ca. 5.500 m² 
Glattbeschichtung, ca. 415 m Lackierung Flach­
stahl, ca. 60 St Stahlumfassungszargen lackie­
ren. Keine Lose. Keine Optionen. Varianten/ Alter­
nativangebote sind nicht zulässig. Beginn und 
Ende der Auftragsausführung: 09. November 
2015 bis 15. Januar 2016. Ausgabe der Unterla­
gen ab: 24.08.2015. Ausgabe bis: 08.09.2015. 
Es entstehen Druckkosten in Höhe von 16,- Euro 
(Druckkosten werden nicht erstattet). Schlusster­
min für den Eingang der Angebote: 15.09.2015 
um 10:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 06.11. 
2015. Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
keine. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungs­
bedingungen und/ oder Verweis auf die maßgeb­
lichen Vorschriften: Gemäß §§ 16 und 17 VOB/B. 
Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der 
Auftrag vergeben wird (falls zutreffend): Gesamt­
schuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Ver­
treter. Sonstige besondere Bedingungen: Der 

­
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Bauherr hat eine Bauleistungsversicherung ab­
geschlossen, wofür eine Prämienzahlung von 
0,20 % der Bruttorechnungssumme zu zahlen ist. 
Der Bauherr stellt Baustrom und Bauwasser zur 
Verfügung. Für den Verbrauch von Strom und 
Wasser ist ein Unkostenbeitrag von 0,35 % der 
Bruttorechnungssumme zu zahlen. Das Bauvor­
haben liegt im Überschwemmungsgebiet, in der 
Wasserschutzzone III B des Wasserschutzgebie­
tes Bockum/Wittlaer. Persönliche Lage des Wirt
schaftsteilnehmers sowie Auflagen hinsichtlich 
der Eintragung in einem Berufs- oder Handelsre­
gister: Angaben und Formalitäten, die erforder­
lich sind, um die Einhaltung der Auflagen zu über­
prüfen: - Nachweis Eintragung in das Berufsregi­
ster; - Nachweis der Gewerbeanmeldung; - Nach­
weis einer bestehenden Betriebshaftpflichtversi­
cherung; - Nachweis zur Beitragsentrichtung zur 
gesetzlichen Sozialversicherung § 7 TVgG-NRW 
(Berufsgenossenschaft, Krankenkassen); - Bieter, 
sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von 
Arbeitskräften, soweit sie bereits bei Angebots­
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die 
gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe­
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderten Ver­
pflichtungserklärungen abzugeben; - Eigen-/ Ver­
pflichtungserklärung Arbeitsschutzvorschriften. 
Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit: 
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, 
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Nachweis von Referenzen über vergleichbare Lei­
stungen in den letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahren unter Angabe von Projektname, 
Zeitraum, Umfang, Auftraggeber, Ansprechper­
son und Telefonnummer; - Aufstellung der Leistun­
gen, die an Nachunternehmer (NA) vergeben wer­
den sollen. Auf Anforderung sind ebenfalls ent­
sprechende Eignungsnachweise vom NA vorzule­
gen; - Gesamtumsatz der letzten drei abgeschlos­
senen Geschäftsjahre und bei abgeschlossenen 
Geschäftszweigen Umsatz soweit er Bauleistun­
gen und andere Leistungen betrifft, die mit den zu 
vergebenden Leistungen vergleichbar sind. Tech­
nische Leistungsfähigkeit: Angaben und Formali­
täten, die erforderlich sind, um die Einhaltung der 
Auflagen zu überprüfen: - Nachweis über das für 
die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische 
Personal (Name und Qualifikation). - Nachweis 
über die für die Ausführung der zu vergebenden 
Leistung zur Verfügung stehende technische Aus­
rüstung. Den Zuschlag erhält das Angebot mit 
dem niedrigsten Preis. Einlegung von Rechtsbe­
helfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB endet die Frist, 
mit der die Unwirksamkeit eines Vertrages mit 
einem Nachprüfungsverfahren geltend gemacht 
werden kann, 30 Kalendertage ab Kenntnis des 
Verstoßes, der zur Unwirksamkeit des Vertrages 
führt, jedoch nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss oder im Falle der Veröffentli­
chung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe 
im Supplement zum Amtsblatt der Europäischen 
Union 30 Kalendertage nach dieser Veröffentli­
chung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 GWB ist der 
Antrag auf Einleitung eines Nachprüfungsverfah­
rens unzulässig, soweit - der Antragsteller den 
gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften im 
Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem 
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat, - Ver­
stöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund 
der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht späte­
stens bis Ablauf der in der Bekanntmachung ben­
annten Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewer­
bung gegenüber dem Auftraggeber gerügt wer­
den, - Verstöße gegen Vergabevorschriften, die 
erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 
nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots­
abgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem Auf­
traggeber gerügt werden, - mehr als 15 Kalender­

­

­

tage nach Eingang der Mitteilung des Auftragge­
bers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergan­
gen sind. Nähere Auskünfte sind erhältlich bei: 
Heuer Faust Architekten, Franzstraße 51, 52064 
Aachen, Frau Meinert, Tel.: +49(0) 241/968950, 
Fax: +49(0) 241/968957, duesseldorf.litz
graben@heuer-faust.de

­
. Diese Veröffentlichung 

wurde redaktionell gekürzt, enthält aber alle maß­
geblichen Inhalte der EU-weiten Veröffentlichung. 
Der komplette Veröffentlichungstext kann im Sup­
plement zum Amtsblatt der EU unter 
http://ted.europa.eu oder auf den Internet-Seiten 
der Stadt Düsseldorf: http://www.duessel
dorf.de/bauverwaltung/ausschreibung/vob/inde
x.shtml

­
 

 eingesehen oder beim Bauverwaltungs­
amt - Submissionsstelle - (Tel. 0211/89-96621 
Frau Krapp) angefordert werden. 

• 

Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Verhandlungsverfahren nach 
öffentlichem Teilnahmewettbewerb (VOF) 
Es sollen vergeben werden: Erweiterung eines 
Gymnasiums, Generalplanungsleistungen 
(Architektur/HKLS/ELT), Schule Schorle­
merstraße. Umfang der Leistung: Das Cecilien 
Gymnasium an der Schorlemerstraße in Düssel­
dorf-Niederkassel soll von den vorhandenen 4 
Zügen auf zukünftig 5 Züge erweitert werden. Zur 
Unterbringung der hinzukommenden Klassen-, 
Fach-, Aufenthalts-, Besprechungs-, und Neben­
räume ist die Herstellung eines Erweiterungsbaus 
erforderlich. Für die Herstellung des Erweite­
rungsbaus werden von der Stadt Düsseldorf zwei 
Varianten verfolgt: 1) Erweiterungsbau zur 5­
Zügigkeit auf einer Freifläche (BGF des Neubaus 
ca. 2400 m²) und Sanierung der bestehenden 
Pavillons (BGF des Pavillons ca. 1100 m²). 2) 
Erweiterungsbau zur 5-Zügigkeit an der Stelle 
abzureißender Pavillons, (BGF des Neubaus ca. 
3500 m², Abriss erfolgt AG-seitig). Zur Durchfüh­
rung der Maßnahme ist Folgendes zu beachten: • 
Es gelten die Baustandards der Landeshaupt­
stadt Düsseldorf; • Die Vorgaben für barrierefrei­
es Bauen sind einzuhalten (u. a. Aufzugsanlage); 
• Der gesamte Schulstandort muss gemäß den 
Vorgaben von eschool nachgerüstet werden; • Im 
Falle der Variante 1 ist zu beachten, dass die ein­
geschossigen Pavillons einen erheblichen 
Instandhaltungsrückstau aufweisen. Ferner sind 
Schadstoffe vorzufinden. Zusätzlich zur Herstel­
lung des Erweiterungsbaus sind zwei Sofortmaß­
nahmen durchzuführen: 1) Schaffung eines Ober­
stufenaufenthaltsbereichs in einem bestehenden 
Gebäude. 2) Schaffung von zusätzlichen Unter­
richtsräumen durch Aufstellung einer zweige­
schossigen Container-Anlage zur Ausweichunter­
bringung. Die Sofortmaßnahmen müssen kurzfri­
stig nach Auftragserteilung umgesetzt werden. 
Die Sofortmaßnahme 2) muss spätestens zum 
Beginn des Schuljahres 2016/2017 zur Verfü­
gung stehen. Der Fertigstellungstermin für die 
Gesamtmaßnahme ist das erste Quartal 2019. 
Ab Beginn des Schuljahres 2019/2020 wird der 
Erweiterungsbau und ggf. die sanierten Pavillons 
schulisch genutzt. Die nach grober Kostenannah­
me ermittelten Baukosten in den KG300 und 400 
nach DIN 276 belaufen sich für die Gesamtmaß­
nahme auf ca. 9.000.000 EURO brutto. Die in 
diesem Verfahren zu vergebende Leistung 
umfasst sämtliche Grundleistungen der Lei­
stungsphasen 1 bis 9 in den Leistungsbildern 
Objektplanung (hier auch Architektur) sowie der 
Technischen Gebäudeausrüstung (hier auch 
HKLS/ELT). Die Technische Gebäudeausrüstung 
wird die Anlagengruppen 1, 2, 4, 5 und 6 umfas­
sen. Es ist zu beachten, dass die oben genannten 

2 Varianten für den Erweiterungsbau seitens des 
erfolgreichen Bieters vollständig bis zum 
Abschluss der Leistungsphase 2 zu bearbeiten 
sind. Nach Abschluss der Leistungsphase 2 
gehen die Ergebnisse der Varianten in eine Ent­
scheidungsvorlage ein. Zur Vermeidung von 
Schnittstellen und der Sicherstellung lediglich 
eines Ansprechpartners für den AG werden die 
Leistungen Objektplanung sowie die Technische 
Gebäudeausrüstung zusammen vergeben. Die 
Beauftragung erfolgt stufenweise. Vertragslauf­
zeit bzw. Beginn und Ende der Auftragsausfüh­
rung: 16. November 2015 bis 31. März 2019. 
Optionen: Direkt beauftragt werden die Leistungs­
phasen 1-2. Nach Abschluss der Leistungsphase 
2 gehen die Ergebnisse der Varianten in eine Ent­
scheidungsvorlage ein. Die weiteren Leistungs­
phasen werden optional stufenweise beauftragt. 
Weiterhin behält sich der Auftraggeber vor, erfor­
derliche Beratungsleistungen einzeln oder im 
Ganzen optional zu übertragen. Auf die Beauftra­
gung der weiteren Leistungen/Stufen besteht 
kein Rechtsanspruch. Varianten/ Alternativen sind 
nicht zulässig. Abgabetermin für Teilnahmeanträ­
ge: 07.09.2015 um 11:00 Uhr. Geforderte Kau­
tionen und Sicherheiten: Verpflichtung zum 
Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherungs­
deckung für die ausgeschriebenen Leistungen in 
Höhe von mindestens 2,5 Mio EUR für Personen-
und Sachschäden sowie über mindestens 2,5 
Mio EUR für Vermögensschäden. Rechtsform der 
Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben 
wird (falls zutreffend): Bietergemeinschaften haf­
ten gesamtschuldnerisch und müssen mit der Ein­
reichung des Angebots einen bevollmächtigten 
alleinigen Vertreter für das Vergabeverfahren 
benennen. Die von allen Mitgliedern unterschrie­
bene Vollmacht ist im Auftragsfall im Original vor­
zulegen. Persönliche Lage des Wirtschaftsteilneh­
mers sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung 
in einem Berufs- oder Handelsregister: Angaben 
und Formalitäten, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: Bieter, 
sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von 
Arbeitskräften, soweit sie bereits bei Angebots­
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die gem. 
§§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes 
NRW vom 10.01.2012 geforderten Verpflich­
tungserklärungen abzugeben. Zudem ist die Ver­
pflichtungserklärung gemäß § 19 TVgG-NRW vom 
Bieter abzugeben. Diese Verpflichtungserklärun­
gen werden jedoch erst im Rahmen des Ange­
botsverfahrens angefordert. Nachweis über die 
Eintragung in das einschlägige Handelsregister 
durch Vorlage eines Auszugs dieses Registers 
(nicht älter als 3 Monate) oder einer gleichwerti­
gen Bescheinigung des Herkunftslandes (nicht 
älter als 3 Monate). Der Bieter verpflichtet sich, 
die geltenden Bestimmungen des Datenschutzge­
setzes NW in der jeweils gültigen Fassung zu 
beachten und anzuwenden. Dies gilt insbesonde­
re für personenbezogene Daten aus dem Bereich 
der Sozial- und Daseinsvorsorge (Amt für soziale 
Sicherung und Integration, Jugend-, Gesundheits­
amt u. ä.). Einzelheiten zu § 11 Datenschutzge­
setz NRW (DSG NRW) bleiben einer späteren Aus­
gestaltungvorbehalten und werden ggf. nachträg­
lich Vertragsbestandteil. Der Bieter hat - auch 
nach Beendigung der Angebotsphase - über die 
ihm bei seiner Tätigkeit bekannt gewordenen 
dienstlichen Angelegenheiten absolute Verschwie­
genheit zu bewahren. Dazu hat er auch die bei 
der Erstellung des Angebotes beteiligten Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen zu verpflichten. Im 
Auftragsfall ist die Erklärung zur Vertraulichkeit 
rechtsverbindlich unterzeichnet abzugeben. Dies 
gilt auch für beauftragte Subunternehmer, die der 
Bieter hierzu zu verpflichten hat. Bei Bewerber­
gemeinschaften hat jedes Mitglied die gemäß den 
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Vorgaben des Bewerberbogens vom Bewerber 
geforderten Erklärungen und Nachweise jeweils 
für sich vorzulegen. Soweit der Bewerber den 
Einsatz von Unterauftragnehmern für wesentliche 
Leistungen beabsichtigt, sind auch für diese die 
Erklärungen und Nachweise gemäß den Vorgaben 
des Bewerberbogens vorzulegen. Fehlende Erklä­
rungen oder Nachweise sind nach schriftlicher 
Anforderung der Vergabestelle innerhalb von 6 
Kalendertagen vorzulegen. Wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit: Angaben und For­
malitäten, die erforderlich sind, um die Einhaltung 
der Auflagen zu überprüfen: Folgende Nachwei­
se/Selbsterklärungen sind unter Verwendung des 
bei der unten genannten Submissionsstelle des 
Bauverwaltungsamtes anzufordernden Bewerber­
bogens mit der Bewerbung auszufüllen (weitere 
Details siehe Bewerberbogen): Anlage 5 - Nach­
weis der Deckungszusage der Berufshaftpflicht­
versicherung: Der Bieter hat spätestens bis zur 
Zuschlagserteilung den Nachweis zu führen, dass 
er über eine Versicherungsdeckung bei Schäden 
(Betriebshaftpflicht) über eine Mindestsumme von 
2,5 Mio. EUR für Personen- und Sachschäden 
sowie über 2,5 Mio. EUR für Vermögensschäden 
verfügt. Mit Abgabe des Angebotes weist der Bie­
ter eine bestehende Betriebshaftpflichtversiche­
rung mittels Erklärung der Versicherung oder ver­
gleichbarer Urkunde nach. Mindestanforderung 
ist die Erklärungder Versicherungsgesellschaft, 
dass im Auftragsfall eine Versicherung über die 
Deckungssummen abgeschlossen wird. Der end­
gültige Nachweis einer Versicherung mit den vor­
genannten Versicherungssummen ist auf Anforde­
rung durch den Auftraggeber mittels einer Bei­
tragszahlungsbestätigung des Versicherungsge­
bers für den aktuellen Versicherungszeitraum zu 
erbringen. Technische Leistungsfähigkeit: Anga­
ben und Formalitäten, die erforderlich sind, um 
die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: Fol­
gende Nachweise/Selbsterklärungen sind unter 
Verwendung des bei der unten genannten Sub­
missionsstelle des Bauverwaltungsamtes anzu­
fordernden Bewerberbogens mit der Bewerbung 
auszufüllen (weitere Details siehe Bewerberbo­
gen): Anlage 6 - Nachweis der Befähigung der 
Projektleitungen und Verantwortlichen. Anlage 7 
Nachweis Projektreferenzen: Gewertet werden 
drei vergleichbare Projekte, bei denen Leistungen 
in den letzten 5,5 Jahren (Zeitraum 01.01.2010 
bis 30.06.2015) erbracht wurden. Die Projekte 
müssen in diesem Zeitraum abgeschlossen wor­
den sein. Voraussetzung zur Bewertung der Refe­
renzprojekte ist: - Nachweis mindestens eines 
Neubaus eines Schulprojektes, - Vorliegen eines 
Referenzschreibens pro Referenzprojekt, - Nutz­
fläche mind. 1000 m² bei Neubauten, - Kosten KG 
300 > 3,5 Mio. EUR brutto (je Projekt), - Kosten 
KG 400 > 1,0 Mio. EUR brutto (je Projekt), - Min­
destens bearbeitete Leistungsphasen: 2 - 8 HOAI. 
Anlage 8 - Erklärung zu beschäftigten und vorge­
sehenen Ingenieuren und Architekten: Erklärung 
über die Anzahl der vom Bewerber in den letzten 
3 Jahren beschäftigten Ingenieure und Architek­
ten. Ausschließlich fest angestellte Mitarbeiter 
werden gewertet. Anlage 9 - Erklärung zur techni­
schen Ausstattung: Es sind Angaben zum Techno­
logieeinsatz und den zu verwendenden EDV-Soft­
ware zu machen. Angaben zu einem besonderen 
Berufsstand: Die Erbringung der Dienstleistung 
ist einem besonderen Berufsstand vorbehalten: 
Ja. Verweis auf die einschlägige Rechts- oder Ver­
waltungsvorschrift: Zugelassen ist, wer nach den 
Architektengesetzen oder Ingenieurgesetzen der 
Länder berechtigt ist, die Berufsbezeichnung 
Architekt oder Beratender Ingenieur/Ingenieur zu 
tragen oder nach den EG-Richtlinien, insbesonde­
re der Richtlinien für die gegenseitige Anerken­
nung der Diplome berechtigt ist, in der Bundesre­

­

publik Deutschland als Architekt oder als Beraten­
der Ingenieur/Ingenieur tätig zu werden. Die ver­
antwortlichen Planer müssen über eine angemes­
sene Berufserfahrung verfügen. Juristische Per­
sonen sind als Auftragnehmer zugelassen, wenn 
sie für die Durchführung der Aufgabe einen ent­
sprechenden Architekten oder Beratenden Inge­
nieur/Ingenieur benennen. Juristische Personen 
müssen die Namen und die berufliche Qualifikatio­
nen der Personen angeben, die für die Erbrin­
gung der Dienstleistung verantwortlich sind. 
Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh­
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf­
gefordert werden: Geplante Mindestzahl der Wirt
schaftsteilnehmer: 3. Geplante Höchstzahl der 
Wirtschaftsteilnehmer: 5. Objektive Kriterien für 
die Auswahl der begrenzten Zahl von Bewerbern: 
(1) Finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähig­
keit: Vorhandene/vorgesehene Deckungssum­
men je Personen- und Sachschadensfall: 3%; Vor­
handene/vorgesehene Deckungssummen je son­
stigem Schadensfall (Vermögensschäden): 3%. 
(2) Fachliche Leistungsfähigkeit des Unterneh­
mens: mittlere Anzahl beschäftigter Ingenieure/ 
Architekten der letzten 3 Jahre: 3%; Anzahl für 
das Projekt vorgesehenen Architekten bzw. Inge­
nieure: 3%. (3) Fachliche Eignung des Bewerbers: 
Projektleiter, Berufserfahrung in Jahren: 3%; Pro­
jektleiter, Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 
3%; Verantwortlicher Objektplanung, Berufserfah­
rung in Jahren: 3%; Verantwortlicher Objektpla­
nung, Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 3%; 
Verantwortlicher Planer HKLS, Berufserfahrung in 
Jahren: 3%; Verantwortlicher Planer HKLS, Erfah­
rung in vergleichbaren Projekten: 3%; Verantwort­
licher Planer ELT, Berufserfahrung in Jahren: 3%; 
Verantwortlicher Planer ELT, Erfahrung in ver­
gleichbaren Projekten: 3%; Bauleiter Objekt, 
Berufserfahrung in Jahren: 1%; Bauleiter Objekt, 
Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 1%; Baulei­
ter TGA, Berufserfahrung in Jahren: 1%; Bauleiter 
TGA, Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 1%. 
(4) Unternehmen Projektreferenzen: Art des Auf­
traggebers: 8%; Auftragsart: 6%; erbrachte Lei­
stung: 6%; Gegenstand des Auftrags: 10%; Pro­
jektgegenstand: 18%; Nutzfläche in m²: 4%; Bau­
kosten KG 300 nach DIN 276 in brutto: 4%; 
Baukosten KG 400 nach DIN 276 in brutto:4%. 
Die Bewertungsmatrix liegt der bei der unten 
genannten Submissionsstelle des Bauverwal­
tungsamtes anzufordernden Bewerberunterlage 
bei. Innerhalb der gewichteten Kriterien werden, 
entsprechend den mit den eingereichten Unterla­
gen gemachten Angaben, jeweils bis zu 6 Punkte 
vergeben. Die Punktezahl wird mit der jeweiligen 
Gewichtung des Kriteriums multipliziert. Die 
Gesamtzahl der Punkte wird durch Addition aller 
gewichteten Punktzahlen der Kriterien ermittelt. 
Die maximal erreichbare Punktzahl beträgt 600. 
Nach Auswertung der Bewerbungen unter Anwen­
dung dieser Matrix wird die o. g. Zahl der Bewer­
ber aufgefordert ein Angebot einzureichen und 
zum Verhandlungstermin eingeladen. Den 
Zuschlag erhält das wirtschaftlich günstigste 
Angebot in Bezug auf die Kriterien, die in den Aus­
schreibungsunterlagen, der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung bzw. in 
der Beschreibung zum wettbewerblichen Dialog 
aufgeführt sind. Zusätzliche Angaben: Folgende 
Nachweise/Selbsterklärungen sind unter Verwen­
dung des bei der unten genannten Submissions-
stelle des Bauverwaltungsamtes anzufordernden 
Bewerberbogens mit der Bewerbung auszufüllen: 
Anlage 2 - Erklärung zur Zusammenarbeit mit 
Anderen: Sofern der Bieter die geforderte Lei­
stung nicht selbst erbringt und/oder Subunter­
nehmer einsetzen will, hat er den Teil der Lei­
stung zu beschreiben, den er durch Subunterneh­
mer erbringen lassen will. Sofern der Subunter­

­

nehmer bereits bekannt ist, so hat er auch vom 
Subunternehmer die entsprechenden Eignungs­
nachweise zu erbringen. Bieter sowie deren 
Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräf­
ten, soweit sie bereits bei Angebotsabgabe 
bekannt sind, sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 
und 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW 
vom 10.01.2012 geforderten Verpflichtungser­
klärungen abzugeben. Zudem ist die Verpflich­
tungserklärung gemäß § 19 TVgG-NRW vom Bie­
ter abzugeben. Einlegen von Rechtsbehelfen: 
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung 
von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB 
endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit eines 
Vertrages mit einem Nachprüfungsverfahren gel­
tend gemacht werden kann, 30 Kalendertage ab 
Kenntnis des Verstoßes, der zur Unwirksamkeit 
des Vertrages führt, jedoch nicht später als 6 
Monate nach Vertragsschluss oder im Falle der 
Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auf­
tragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt der 
Europäischen Union 30 Kalendertage nach dieser 
Veröffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 
GWB ist der Antrag auf Einleitung eines Nachprü­
fungsverfahrens unzulässig, soweit: - der Antrag­
steller den gerügten Verstoß gegen Vergabevor­
schriften im Vergabeverfahren erkannt und 
gegenüber dem Auftraggeber nicht unverzüglich 
gerügt hat, - Verstöße gegen Vergabevorschrif­
ten, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar 
sind, nicht spätestens bis Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots­
abgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem Auf­
traggeber gerügt werden, - Verstöße gegen Ver­
gabevorschriften, die erst in den Vergabeunterla­
gen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mit­
teilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen vergangen sind. Nähere Aus­
künfte sind erhältlich bei: Hahlhege Gesellschaft 
für Projektmanagement & Controlling mbH, Hans­
Sachs-Straße 58, 40237 Düsseldorf, 

­

Tel.: 
+49(0)211. 681965, Fax: +49(0)211. 681966, 
wolf@hahlhege.de Diese Veröffentlichung wurde 
redaktionell gekürzt, enthält aber alle maßgebli­
chen Inhalte der EU-weiten Veröffentlichung. Der 
komplette Veröffentlichungstext kann im Supple­
ment zum Amtsblatt der EU unter http://
ted.europa.eu

 
 oder auf den Internet-Seiten der 

Stadt Düsseldorf: http://www.duesseldorf.de/
bauverwaltung/ausschreibung/vof/index.shtml

 
 

eingesehen oder beim Bauverwaltungsamt - Sub­
missionsstelle - (Tel. 0211/89-96621 Frau Krapp) 
angefordert werden. 

• 

Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Verhandlungsverfahren nach 
öffentlichem Teilnahmewettbewerb (VOF) 
Es sollen vergeben werden: Herrichtung eines 
Schulstandortes, Generalplanungsleistun­
gen (Architektur/HKLS/ELT), Schule Blü­
cherstraße. Umfang der Leistung: Zur Entla­
stung der Grundschule Ehrenstraße soll der 
Schulstandort Haupt-/Gemeinschaftsschule, Mat­
hias- Claudius-Schule Blücherstraße/Gneisenau­
straße hergerichtet werden. Ein Großteil der Flä­
chen steht zurzeit leer. Lediglich das Gebäude an 
der Gneisenaustraße 58/60 wird durch das Max­
Weber-Berufskolleg genutzt. Die Bestandsbebau­
ung setzt sich wie folgt zusammen: • Teil 1, Bau­
jahr ca. 1955-1956; • Teil 2 (Turnhalle mit Neben­
flächen), Baujahr 1959; • Teil 3 (Bücherei), Bau­
jahr 1967. Nutzfläche zu modernisieren: 3100 
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m². Die Gesamtmaßnahme wird von der Stadt 
Düsseldorf wie folgt aufgeteilt: Die Sofortmaß­
nahme zum Schuljahresbeginn 2015/2016 
umfasst die Reaktivierung des Schulstandortes 
Blücherstraße in eine zweizügige Grundschule. 
Die KGS Ehrenstraße soll zweizügig an den Schul­
standort Blücherstraße verlagert werden. Die 
Hauptmaßnahme beinhaltet einen Ausbau des 
Schulstandortes zu einer dreizügigen Grundschu­
le zur Entlastung des Schulstandortes Ehrenstra­
ße. Zur Durchführung der Maßnahme ist Folgen­
des zu beachten: • Es gelten die Baustandards 
der Landeshauptstadt Düsseldorf. • Die Vorga­
ben für barrierefreies Bauen sind einzuhalten (u. 
a. Aufzugsanlage). • Der gesamte Schulstandort 
muss gemäß den Vorgaben von eschool nachge­
rüstet werden. • Das Hauptgebäude wurde in den 
letzten Jahren nicht mehr genutzt und weist einen 
Instandhaltungsrückstau auf. Für die notwendigen 
Instandhaltungs- und Umbaumaßnahmen sind 
eine Begutachtung der Bausubstanz sowie eine 
Abstimmung mit der Bauaufsicht erforderlich. • 
Das zurzeit durch das Max-Weber-Berufskolleg 
genutzte Nebengebäude an der Gneisenaustraße 
58/60 muss zur Unterbringung der dreizügigen 
Grundschule mit einbezogen werden. Die Sofort­
maßnahme muss kurzfristig nach Auftragsertei­
lung umgesetzt werden. Die Herrichtung der Flä­
chen des Hauptgebäudes für die zweizügige 
Grundschule soll zum Schuljahresbeginn 2015/ 
2016 abgeschlossen sein. Die Maßnahmen zur 
Erhöhung der Zügigkeit von 2 auf 3 Züge sollen 
Ende 2018 abgeschlossen sein. Die nach Kosten­
annahme ermittelten Baukosten (KG 300 + 400 
DIN 276) belaufen sich auf ca. 4.100.000. Die in 
diesem Verfahren zu vergebende Leistung 
umfasst sämtliche Grundleistungen der Lei­
stungsphasen 1 bis 9 in den Leistungsbildern 
Objektplanung (hier auch Architektur) sowie der 
Technischen Gebäudeausrüstung (hier auch 
HKLS/ELT). Die Technische Gebäudeausrüstung 
wird die Anlagengruppen 1, 2, 4, 5 und 6 umfas­
sen. Zur Vermeidung von Schnittstellen und der 
Sicherstellung lediglich eines Ansprechpartners 
für den AG werden die Leistungen Objektplanung 
sowie die Technische Gebäudeausrüstung zusam­
men vergeben. Die in diesem Verfahren zu verge­
bende Leistung umfasst sämtliche Grundleistun­
gen der Leistungsphasen 1 bis 9 in den Lei­
stungsbildern Objektplanung (hier auch Architek­
tur) sowie der Technischen Gebäudeausrüstung 
(hier auch HKLS/ELT). Die Technische Gebäude­
ausrüstung wird die Anlagengruppen 1, 2, 4, 5 
und 6 umfassen. Es ist zu beachten, dass die Lei­
stung seitens des erfolgreichen Bieters vollstän­
dig bis zum Abschluss der Leistungsphase 3 zu 
bearbeiten ist. Nach Abschluss der Leistungspha­
se 3 erfolgt nach Entscheidung die weitere stu­
fenweise Beauftragung.Zur Vermeidung von 
Schnittstellen und der Sicherstellung lediglich 
eines Ansprechpartners für den AG werden die 
Leistungen Objektplanung sowie der Technische 
Gebäudeausrüstung zusammen vergeben. Ver­
tragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der Auftrags­
ausführung: 16. November 2015 bis 31. Dezem­
ber 2018. Optionen: Direkt beauftragt werden die 
Leistungsphasen 1-3. Nach Abschluss der Lei­
stungsphase 3 gehen die Ergebnisse in eine Ent­
scheidungsvorlage ein. Die weiteren Leistungs­
phasen werden optional stufenweise beauftragt. 
Weiterhin behält sich der Auftraggeber vor, erfor­
derliche Beratungsleistungen einzeln oder im 
Ganzen optional zu übertragen. Auf die Beauftra­
gung der weiteren Leistungen/Stufen besteht 
kein Rechtsanspruch. Varianten/ Alternativen sind 
nicht zulässig. Abgabetermin für Teilnahmeanträ­
ge: 07.09.2015 um 11:30 Uhr. Geforderte Kau­
tionen und Sicherheiten: Verpflichtung zum 
Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherungs­

deckung für die ausgeschriebenen Leistungen in 
Höhe von mindestens 2,5 Mio EUR für Personen-
und Sachschäden sowie über mindestens 2,5 
Mio EUR für Vermögensschäden. Rechtsform der 
Bietergemeinschaft, an die der Auftrag vergeben 
wird (falls zutreffend): Bietergemeinschaften haf­
ten gesamtschuldnerisch und müssen mit der Ein­
reichung des Angebots einen bevollmächtigten 
alleinigen Vertreter für das Vergabeverfahren 
benennen. Die von allen Mitgliedern unterschrie­
bene Vollmacht ist im Auftragsfall im Original vor­
zulegen. Persönliche Lage des Wirtschaftsteilneh­
mers sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung 
in einem Berufs- oder Handelsregister: Angaben 
und Formalitäten, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: Bieter, 
sowie deren Nachunternehmer und Verleiher von 
Arbeitskräften, soweit sie bereits bei Angebots­
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die gem. 
§§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes 
NRW vom 10.01.2012 geforderten Verpflich­
tungserklärungen abzugeben. Zudem ist die Ver­
pflichtungserklärung gemäß § 19 TVgG-NRW vom 
Bieter abzugeben. Diese Verpflichtungserklärun­
gen werden jedoch erst im Rahmen des Ange­
botsverfahrens angefordert. Nachweis über die 
Eintragung in das einschlägige Handelsregister 
durch Vorlage eines Auszugs dieses Registers 
(nicht älter als 3 Monate) oder einer gleichwerti­
gen Bescheinigung des Herkunftslandes (nicht 
älter als 3 Monate). Der Bieter verpflichtet sich, 
die geltenden Bestimmungen des Datenschutzge­
setzes NW in der jeweils gültigen Fassung zu 
beachten und anzuwenden. Dies gilt insbesonde­
re für personenbezogene Daten aus dem Bereich 
der Sozial- und Daseinsvorsorge (Amt für soziale 
Sicherung und Integration, Jugend-, Gesundheits­
amt u. ä.). Einzelheiten zu § 11 Datenschutzge­
setz NRW (DSG NRW) bleiben einer späteren Aus­
gestaltungvorbehalten und werden ggf. nachträg­
lich Vertragsbestandteil. Der Bieter hat - auch 
nach Beendigung der Angebotsphase - über die 
ihm bei seiner Tätigkeit bekannt gewordenen 
dienstlichen Angelegenheiten absolute Verschwie­
genheit zu bewahren. Dazu hat er auch die bei 
der Erstellung des Angebotes beteiligten Mitar­
beiter und Mitarbeiterinnen zu verpflichten. Im 
Auftragsfall ist die Erklärung zur Vertraulichkeit 
rechtsverbindlich unterzeichnet abzugeben. Dies 
gilt auch für beauftragte Subunternehmer, die der 
Bieter hierzu zu verpflichten hat. Bei Bewerber­
gemeinschaften hat jedes Mitglied die gemäß den 
Vorgaben des Bewerberbogens vom Bewerber 
geforderten Erklärungen und Nachweise jeweils 
für sich vorzulegen. Soweit der Bewerber den 
Einsatz von Unterauftragnehmern für wesentliche 
Leistungen beabsichtigt, sind auch für diese die 
Erklärungen und Nachweise gemäß den Vorgaben 
des Bewerberbogens vorzulegen. Fehlende Erklä­
rungen oder Nachweise sind nach schriftlicher 
Anforderung der Vergabestelle innerhalb von 6 
Kalendertagen vorzulegen. Wirtschaftliche und 
finanzielle Leistungsfähigkeit: Angaben und For­
malitäten, die erforderlich sind, um die Einhaltung 
der Auflagen zu überprüfen: Folgende Nachwei­
se/Selbsterklärungen sind unter Verwendung des 
bei der unten genannten Submissionsstelle des 
Bauverwaltungsamtes anzufordernden Bewerber­
bogens mit der Bewerbung auszufüllen (weitere 
Details siehe Bewerberbogen): Anlage 5 - Nach­
weis der Deckungszusage der Berufshaftpflicht­
versicherung: Der Bieter hat spätestens bis zur 
Zuschlagserteilung den Nachweis zu führen, dass 
er über eine Versicherungsdeckung bei Schäden 
(Betriebshaftpflicht) über eine Mindestsumme von 
2,5 Mio. EUR für Personen- und Sachschäden 
sowie über 2,5 Mio. EUR für Vermögensschäden 
verfügt. Mit Abgabe des Angebotes weist der Bie­
ter eine bestehende Betriebshaftpflichtversiche­

rung mittels Erklärung der Versicherung oder ver­
gleichbarer Urkunde nach. Mindestanforderung 
ist die Erklärungder Versicherungsgesellschaft, 
dass im Auftragsfall eine Versicherung über die 
Deckungssummen abgeschlossen wird. Der end­
gültige Nachweis einer Versicherung mit den vor­
genannten Versicherungssummen ist auf Anforde­
rung durch den Auftraggeber mittels einer Bei­
tragszahlungsbestätigung des Versicherungsge­
bers für den aktuellen Versicherungszeitraum zu 
erbringen. Technische Leistungsfähigkeit: Anga­
ben und Formalitäten, die erforderlich sind, um 
die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: Fol­
gende Nachweise/Selbsterklärungen sind unter 
Verwendung des bei der unten genannten Sub­
missionsstelle des Bauverwaltungsamtes anzu­
fordernden Bewerberbogens mit der Bewerbung 
auszufüllen (weitere Details siehe Bewerberbo­
gen): Anlage 6 - Nachweis der Befähigung der 
Projektleitungen und Verantwortlichen. Anlage 7 
Nachweis Projektreferenzen: Gewertet werden 
drei vergleichbare Projekte, bei denen Leistungen 
in den letzten 5,5 Jahren (Zeitraum 01.01.2010 
bis 30.06.2015) erbracht wurden. Die Projekte 
müssen in diesem Zeitraum abgeschlossen wor­
den sein. Voraussetzung zur Bewertung der Refe­
renzprojekte ist: - Nachweis mindestens eines 
Neubaus eines Schulprojektes, - Vorliegen eines 
Referenzschreibens pro Referenzprojekt, - Nutz­
fläche mind. 500 m² bei Neubauten, - Kosten KG 
300 > 1,5 Mio. EUR brutto (je Projekt), - Kosten 
KG 400 > 0,5 Mio. EUR brutto (je Projekt), - Min­
destens bearbeitete Leistungsphasen: 2 - 8 HOAI. 
Anlage 8 - Erklärung zu beschäftigten und vorge­
sehenen Ingenieuren und Architekten: Erklärung 
über die Anzahl der vom Bewerber in den letzten 
3 Jahren beschäftigten Ingenieure und Architek­
ten. Ausschließlich fest angestellte Mitarbeiter 
werden gewertet. Anlage 9 - Erklärung zur techni­
schen Ausstattung: Es sind Angaben zum Techno­
logieeinsatz und den zu verwendenden EDV-Soft­
ware zu machen. Angaben zu einem besonderen 
Berufsstand: Die Erbringung der Dienstleistung 
ist einem besonderen Berufsstand vorbehalten: 
Ja. Verweis auf die einschlägige Rechts- oder Ver­
waltungsvorschrift: Zugelassen ist, wer nach den 
Architektengesetzen oder Ingenieurgesetzen der 
Länder berechtigt ist, die Berufsbezeichnung 
Architekt oder Beratender Ingenieur/Ingenieur zu 
tragen oder nach den EG-Richtlinien, insbesonde­
re der Richtlinien für die gegenseitige Anerken­
nung der Diplome berechtigt ist, in der Bundesre­
publik Deutschland als Architekt oder als Beraten­
der Ingenieur/Ingenieur tätig zu werden. Die ver­
antwortlichen Planer müssen über eine angemes­
sene Berufserfahrung verfügen. Juristische Per­
sonen sind als Auftragnehmer zugelassen, wenn 
sie für die Durchführung der Aufgabe einen ent­
sprechenden Architekten oder Beratenden Inge­
nieur/Ingenieur benennen. Juristische Personen 
müssen die Namen und die berufliche Qualifikatio­
nen der Personen angeben, die für die Erbrin­
gung der Dienstleistung verantwortlich sind. 
Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh­
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf­
gefordert werden: Geplante Mindestzahl der Wirt
schaftsteilnehmer: 3. Geplante Höchstzahl der 
Wirtschaftsteilnehmer: 5. Objektive Kriterien für 
die Auswahl der begrenzten Zahl von Bewerbern: 
(1) Finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähig­
keit: Vorhandene/vorgesehene Deckungssum­
men je Personen- und Sachschadensfall: 3%; Vor­
handene/vorgesehene Deckungssummen je son­
stigem Schadensfall (Vermögensschäden): 3%. 
(2) Fachliche Leistungsfähigkeit des Unterneh­
mens: mittlere Anzahl beschäftigter Ingenieure/ 
Architekten der letzten 3 Jahre: 3%; Anzahl für 
das Projekt vorgesehenen Architekten bzw. Inge­
nieure: 3%. (3) Fachliche Eignung des Bewerbers: 

­

­
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Projektleiter, Berufserfahrung in Jahren: 3%; Pro­
jektleiter, Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 
3%; Verantwortlicher Objektplanung, Berufserfah­
rung in Jahren: 3%; Verantwortlicher Objektpla­
nung, Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 3%; 
Verantwortlicher Planer HKLS, Berufserfahrung in 
Jahren: 3%; Verantwortlicher Planer HKLS, Erfah­
rung in vergleichbaren Projekten: 3%; Verantwort­
licher Planer ELT, Berufserfahrung in Jahren: 3%; 
Verantwortlicher Planer ELT, Erfahrung in ver­
gleichbaren Projekten: 3%; Bauleiter Objekt, 
Berufserfahrung in Jahren: 1%; Bauleiter Objekt, 
Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 1%; Baulei­
ter TGA, Berufserfahrung in Jahren: 1%; Bauleiter 
TGA, Erfahrung in vergleichbaren Projekten: 1%. 
(4) Unternehmen Projektreferenzen: Art des Auf­
traggebers: 8%; Auftragsart: 6%; erbrachte Lei­
stung: 6%; Gegenstand des Auftrags: 10%; Pro­
jektgegenstand: 18%; Nutzfläche in m²: 4%; Bau­
kosten KG 300 nach DIN 276 in brutto: 4%; 
Baukosten KG 400 nach DIN 276 in brutto:4%. 
Die Bewertungsmatrix liegt der bei der unten 
genannten Submissionsstelle des Bauverwal­
tungsamtes anzufordernden Bewerberunterlage 
bei. Innerhalb der gewichteten Kriterien werden, 
entsprechend den mit den eingereichten Unterla­
gen gemachten Angaben, jeweils bis zu 6 Punkte 
vergeben. Die Punktezahl wirdmit der jeweiligen 
Gewichtung des Kriteriums multipliziert. Die 
Gesamtzahl der Punkte wird durch Addition aller 
gewichteten Punktzahlen der Kriterien ermittelt. 
Die maximal erreichbare Punktzahl beträgt 600. 
Nach Auswertung der Bewerbungen unter Anwen­
dung dieser Matrix wird die o. g. Zahl der Bewer­
ber aufgefordert ein Angebot einzureichen und 
zum Verhandlungstermin eingeladen. Den 
Zuschlag erhält das wirtschaftlich günstigste 
Angebot in Bezug auf die Kriterien, die in den Aus­
schreibungsunterlagen, der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung bzw. in 
der Beschreibung zum wettbewerblichen Dialog 
aufgeführt sind. Zusätzliche Angaben: Folgende 
Nachweise/Selbsterklärungen sind unter Verwen­
dung des bei der unten genannten Submissions-
stelle des Bauverwaltungsamtes anzufordernden 
Bewerberbogens mit der Bewerbung auszufüllen: 
Anlage 2 - Erklärung zur Zusammenarbeit mit 
Anderen: Sofern der Bieter die geforderte Lei­
stung nicht selbst erbringt und/oder Subunter­
nehmer einsetzen will, hat er den Teil der Lei­
stung zu beschreiben, den er durch Subunterneh­
mer erbringen lassen will. Sofern der Subunter­
nehmer bereits bekannt ist, so hat er auch vom 
Subunternehmer die entsprechenden Eignungs­
nachweise zu erbringen. Bieter sowie deren 
Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräf­
ten, soweit sie bereits bei Angebotsabgabe 
bekannt sind, sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 
und 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW 
vom 10.01.2012 geforderten Verpflichtungser­
klärungen abzugeben. Zudem ist die Verpflich­
tungserklärung gemäß § 19 TVgG-NRW vom Bie­
ter abzugeben. Einlegen von Rechtsbehelfen: 
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einlegung 
von Rechtsbehelfen: Nach § 101b Abs. 2 GWB 
endet die Frist, mit der die Unwirksamkeit eines 
Vertrages mit einem Nachprüfungsverfahren gel­
tend gemacht werden kann, 30 Kalendertage ab 
Kenntnis des Verstoßes, der zur Unwirksamkeit 
des Vertrages führt, jedoch nicht später als 6 
Monate nach Vertragsschluss oder im Falle der 
Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auf­
tragsvergabe im Supplement zum Amtsblatt der 
Europäischen Union 30 Kalendertage nach dieser 
Veröffentlichung. Nach § 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 
GWB ist der Antrag auf Einleitung eines Nachprü­
fungsverfahrens unzulässig, soweit: - der Antrag­
steller den gerügten Verstoß gegen Vergabevor­
schriften im Vergabeverfahren erkannt und 

gegenüber dem Auftraggeber nicht unverzüglich 
gerügt hat, - Verstöße gegen Vergabevorschrif­
ten, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar 
sind, nicht spätestens bis Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots­
abgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem Auf­
traggeber gerügt werden, - Verstöße gegen Ver­
gabevorschriften, die erst in den Vergabeunterla­
gen erkennbar sind, nicht spätestens bis zum 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mit­
teilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen vergangen sind. Nähere Aus­
künfte sind erhältlich bei: Hahlhege Gesellschaft 
für Projektmanagement & Controlling mbH, Hans­
Sachs-Straße 58, 40237 Düsseldorf, 

­

Tel.: 
+49(0)211. 681965, Fax: +49(0)211. 681966, 
wolf@hahlhege.de Diese Veröffentlichung wurde 
redaktionell gekürzt, enthält aber alle maßgebli­
chen Inhalte der EU-weiten Veröffentlichung. Der 
komplette Veröffentlichungstext kann im Supple­
ment zum Amtsblatt der EU unter http://
ted.europa.eu

 
 oder auf den Internet-Seiten der 

Stadt Düsseldorf: http://www.duesseldorf.de/
bauverwaltung/ausschreibung/vof/index.shtml

 
 

eingesehen oder beim Bauverwaltungsamt - Sub­
missionsstelle - (Tel. 0211/89-96621 Frau Krapp) 
angefordert werden. 

• 

Amt für Gebäudemanagement 

Vergabeart: Verhandlungsverfahren nach 
öffentlichem Teilnahmewettbewerb (VOF) 
Es sollen vergeben werden: Objektplanung 
Gebäude und Fachplanung Technische Aus­
rüstung, Schule Graf-Recke-Straße. Umfang 
der Leistung: Planungsleistungen der Objektpla­
nung Gebäude und Technischen Ausrüstung, 
Anlagengruppen 1-5 (Sanitär, Heizung, Klima, 
Lüftung, Elektrotechnik) Leistungsphasen 1-9. 
Die Grundschule Graf-Recke-Str. 153 in Düssel­
dorf Zoo soll von 2 auf 4 Züge erweitert werden. 
Dafür ist ein Ersatzneubau von ca. 2900 m² BGF 
sowie eine Sportstätte von ca. 1100 m² BGF zu 
errichten. Die nach Kostenannahme ermittelten 
Baukosten (KG 300 + 400 DIN 276) belaufen 
sich auf ca. 10.000.000 . Die Beauftragung 
erfolgt stufenweise. Vertragslaufzeit bzw. Beginn 
und Ende der Auftragsausführung: 16. Novem­
ber 2015 bis 31. März 2019. Optionen: Direkt 
beauftragt werden Leistungen der Leistungspha­
sen 1 bis 3. Die Leistungsphasen 4 bis 9 werden 
optional stufenweise beauftragt. Weiterhin behält 
sich der Auftraggeber vor, erforderliche Bera­
tungsleistungen einzeln oder im Ganzen optional 
zu übertragen. Auf die Beauftragung der weite­
ren Leistungen/Stufen besteht kein Rechtsan­
spruch. Varianten/ Alternativen sind nicht zuläs­
sig. Abgabetermin für Teilnahmeanträge: 
16.09.2015 um 12:00 Uhr. Geforderte Kautio­
nen und Sicherheiten: Verpflichtung zum 
Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherungs­
deckung für die ausgeschriebenen Leistungen in 
Höhe von mindestens 2,5 Mio EUR für Personen-
und Sachschäden sowie über mindestens 2,5 
Mio EUR für Vermögensschäden. Wesentliche 
Finanzierungs- und Zahlungsbedingungen 
und/oder Verweis auf die maßgeblichen Vor­
schriften: Für Leistungen, die der gesetzlichen 
Vergütungsregelung laut HOAI unterliegen, gilt 
die bei Vertragsschluss gültige Fassung der 
HOAI. Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die 
der Auftrag vergeben wird (falls zutreffend): Wird 
der Auftrag einer Bieter- bzw. Bewerbergemein­
schaft erteilt, so ist diese in eine gesamtschuld­

nerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit bevoll­
mächtigtem Vertreter zu überführen. Sonstige 
besondere Bedingungen: Bieter, sowie deren 
Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräf­
ten, soweit sie bereits bei Angebotsabgabe 
bekannt sind, sind verpflichtet, die gem. §§ 4 
und 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes 
NRW vom 10.01.2012 geforderten Verpflich­
tungserklärungen abzugeben. Zudem ist die Ver­
pflichtungserklärung gemäß § 19 TVgG-NRW 
vom Bieter abzugeben. Diese Verpflichtungser­
klärungen werden mit dem finalen Angebot abge­
fordert, die entsprechenden Muster werden dann 
zur Verfügung gestellt. Es wird darauf hingewie­
sen, dass sich die “Verpflichtungserklärung zu 
Tariftreue und Mindestentlohnung für Dienst- und 
Bauleistungen unter Berücksichtigung der Vorga­
ben des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nord­
rhein-Westfalen (TVgG - NRW)” zur Zahlung des 
vergaberechtlichen Mindestlohns von 8,85 EUR / 
Std. (Ziff. 2 des Vordrucks, 3. Alternative) nur auf 
Arbeitnehmer bezieht, die zur Erbringung der 
Leistung in der Bundesrepublik Deutschland ein­
gesetzt werden. Ferner werden die “Besonderen 
Vertragsbedingungen des Landes Nordrhein-
Westfalen zur Erfüllung der Verpflichtungen zur 
Tariftreue und Mindestentlohnung nach dem 
TVgG NRW” sowie die “Besondere Vertragsbe­
dingung zur Erfüllung der Verpflichtungen zur 
Frauenförderung nach dem Tariftreue- und Verga­
begesetz” des Landes Nordrhein-Westfalen 
Bestandteil des Vertrags. Persönliche Lage des 
Wirtschaftsteilnehmers sowie Auflagen hinsicht­
lich der Eintragung in einem Berufs- oder Han­
delsregister: Angaben und Formalitäten, die 
erforderlich sind, um die Einhaltung der Auflagen 
zu überprüfen: Die geforderten Nachweise sind 
unter Verwendung eines Bewerberbogens zu 
erbringen. Dieser ist bei der unten aufgeführten 
Submissionsstelle des Bauverwaltungsamtes 
anzufordern. Bei Bewerbergemeinschaften ist 
eine Bewerbungsgemeinschaftserklärung zu 
gesamtschuldnerischer Haftung und Benennung 
eines bevollmächtigten Vertreters vorzulegen. 
Die Nachweise und die jeweils zugehörigen 
Unterlagen sind eindeutig kenntlich zu machen 
und entsprechend der Reihenfolge der beigefüg­
ten Strukturierung einzureichen. Ein Verweis auf 
frühere Bewerbungen wird nicht akzeptiert. Feh­
lende Erklärungen oder Nachweise sind nach 
schriftlicher Anforderung der Vergabestelle inner­
halb von 6 Kalendertagen vorzulegen. Folgende 
Nachweise sind unter Verwendung des o. g. 
Bewerberbogens mit der Bewerbung einzurei­
chen: Rechtskräftig unterschriebener Teilnahme­
antrag (bei juristischen Personen mit Nachweis 
der Unterschriftsberechtigung); Anlage 1. Erklä­
rung über wirtschaftliche Verknüpfungen mit 
Unternehmen, Unabhängigkeitserklärung VOF § 
4 (2), keine Wettbewerbsabsprachen; Anlage 2. 
Erklärung der Unabhängigkeit von Ausführungs­
und Lieferinteressen, VOF § 2 (3); Anlage 3. 
Erklärung, dass keine Ausschlusskriterien nach 
VOF § 4 (6) vorliegen; Anlage 4. Erklärung, dass 
keine Ausschlusskriterien nach VOF § 4 (9) vor­
liegen. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungs­
fähigkeit: Angaben und Formalitäten, die erfor­
derlich sind, um die Einhaltung der Auflagen zu 
überprüfen: Folgende Nachweise sind unter Ver­
wendung des o. g. Bewerberbogens mit der 
Bewerbung einzureichen: Anlage 5. Nachweis 
einer Berufshaftpflichtversicherung in der unter 
„Geforderte Kautionen und Sicherheiten“ gefor­
derten Höhe. (Mindeststandard: Erklärung der 
Versicherungsgesellschaft, dass im Auftragsfall 
eine Versicherung über die Deckungssummen 
abgeschlossen wird.); Anlage 6: Erklärung des 
Bewerbers über den Umsatz für die entsprechen­
den Dienstleistungen in Euro netto in den letzten 
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3 Geschäftsjahre (Zeitraum siehe Bewerberbo­
gen). Technische Leistungsfähigkeit: Angaben 
und Formalitäten, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: Folgende 
Nachweise sind unter Verwendung des bei der 
unten aufgeführten Submissionsstelle des Bau­
verwaltungsamtes anzufordernden Bewerberbo­
gens mit der Bewerbung einzureichen: Anlage 7. 
Erklärung zur beruflichen Befähigung der Projekt­
leitungen (Mindeststandard: Nachweis der Mit­
gliedschaft in Architekten-/ Ingenieurkammer, 
angemessene Berufspraxis von mindestens fünf 
Jahren.); Anlage 8. Unternehmensreferenzen 
(Mindeststandards: 1. Drei Referenzprojekte aus 
den letzten 5 Jahren aus Objektplanung Gebäude 
und Planung Technischer Ausrüstung (ALG 1-5) 
mit einer Nutzfläche von mindestens 1500 m² 
bei Neubauten. Die Kosten für KG 300 müssen 
je Projekt mehr als 4,5 Mio. EUR brutto und die 
Kosten für KG 400 über 1,0 Mio. EUR brutto 
betragen. Es müssen mindestens die Leistungs­
phasen 2-8 (HOAI § 33) bearbeitet worden sein. 
Das Projekt muss jeweils fertig gestellt sein. 2. 
Es ist der Neubau eines Schulprojektes nachzu­
weisen. Zwei Projekte sind wählbar und werden 
entsprechend der Gebäudetypologie bewertet. 
3. Die Referenzprojekte sind durch eine Beschei­
nigung des Auftraggebers nachzuweisen (je 
Referenzprojekt). Anlage 9. Durchschnittliche Mit­
arbeiterzahl der letzten 3 Jahre. (Mindeststan­
dard: 5 festangestellte Architekten, 2 festange­
stellte Ingenieure für ELT und 2 festangestellte 
Ingenieure für HLS.). Angaben zu einem beson­
deren Berufsstand: Die Erbringung der Dienstlei­
stung ist einem besonderen Berufsstand vorbe­
halten: Ja. Verweis auf die einschlägige Rechts-
oder Verwaltungsvorschrift: Zugelassen ist, wer 
nach den Architektengesetzen oder Ingenieurge­
setzen der Länder berechtigt ist, die Berufsbe­
zeichnung Architekt oder Beratender Inge­
nieur/Ingenieur zu tragen oder nach den EG-
Richtlinien, insbesondere der Richtlinien für die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome berech­
tigt ist, in der Bundesrepublik Deutschland als 
Architekt oder als Beratender Inge­
nieur/Ingenieur tätig zu werden. Die verantwortli­
chen Planer müssen über eine angemessene 
Berufspraxis von mindestens fünf Jahren verfü­
gen. (Juristische Personen sind als Auftragneh­
mer zugelassen, wenn sie für die Durchführung 
der Aufgabe einen entsprechenden Architekten 
oder Beratenden Ingenieur/ Ingenieur benennen.) 
Juristische Personen müssen die Namen und die 
berufliche Qualifikationen der Personen angeben, 
die für die Erbringung der Dienstleistung verant­
wortlich sind. Beschränkung der Zahl der Wirt
schaftsteilnehmer, die zur Angebotsabgabe bzw. 
Teilnahme aufgefordert werden: Geplante Min­
destzahl der Wirtschaftsteilnehmer: 3. Geplante 
Höchstzahl der Wirtschaftsteilnehmer: 5. Objekti­
ve Kriterien für die Auswahl der begrenzten Zahl 
von Bewerbern: Drei Referenzprojekte aus Archi­
tektur, ELT und HLS mit einer Nutzfläche von 
mindestens 1.500 m² bei Neubauten. Die Kosten 
für KG 300 müssen je Projekt mehr als 4,5 Mio. 
EUR brutto und die Kosten für KG 400 über 1,0 
Mio. EUR brutto betragen. Es müssen minde­
stens die Leistungsphasen 2-8 (HOAI) bearbeitet 
worden sein. Das Projekt muss jeweils fertig 
gestellt sein. Bei Bietergemeinschaften sind je 
Mitglied der Bewerbergemeinschaft die Referen­
zen nachzuweisen. Wertung Referenzprojekte: 
Gebäudetypologie (Wichtung 10) - Schulen: Wer­
tung 5, - Gebäude mit Einstufung mindestens 
Honorarzone 3 gemäß HOAI 2013: Wertung 3, 
Sonstige Gebäude: Wertung 1; Komplexität 
(Wichtung 10) - Erweiterungsneubau im laufen­
den Betrieb: Wertung 2; Öffentlicher Auftragge­
ber (Wichtung 10) - ja: Wertung 1, - nein: Wer­

­

­

tung 0. Die Maximalpunktzahl pro Referenzpro­
jekt ergibt sich somit zu 80 Punkten, in Summe 
240 Punkte. Bei Bietergemeinschaften wird die 
Summe der Punkte durch die Anzahl der Mitglie­
der geteilt. Sollten mehr als 5 Teilnehmer die 
Maximalpunktzahl oder eine gemeinsame 
Höchstpunktzahl erreichen, entscheidet das Los. 
Nach Auswertung der Bewerbungen unter 
Anwendung dieser Matrix wird die o.g. Zahl der 
Bewerber aufgefordert, am Verhandlungsverfah­
ren teilzunehmen. Die Honorarangebote sind bis 
zum 15.10.2015 einzureichen. Die Präsentatio­
nen zum Verhandlungsverfahren finden in der 43. 
und 44. Kalenderwoche 2015 statt. Den 
Zuschlag erhält das wirtschaftlich günstigste 
Angebot in Bezug auf die nachstehenden Krite­
rien: 1. Vorstellung durch Projektleiter und Stell­
vertreter: 20 %; 2. Vorstellung eines Referenz­
projektes: 20 %; 3. Konzeptvorstellung zur Pro­
jektabwicklung der geplanten Baumaßnahme: 25 
%; 4. Darstellung der Kosten- und Terminsteue­
rung: 10 %; 5. Aussage zur Organisation und ört­
lichen Präsenz: 10 %; 6. Honorarangebot (Vorga­
be: Honorarzone 3 unten): 15 %. Zusätzliche 
Angaben: Für den Teilnahmeantrag ist ein vorge­
gebener Bewerberbogen zu verwenden. Dieser 
ist bei der unten aufgeführten Submissionsstelle 
des Bauverwaltungsamtes anzufordern. Der 
Bewerberbogen ist auszufüllen, zu unterschrei­
ben und mit den geforderten Nachweisen in 
einem verschlossenen Umschlag an die Submis­
sionsstelle des Bauverwaltungsamtes zu über­
senden. Der Teilnahmeantrag muss dort bis zum 
Schlusstermin für den Eingang der Teilnahmean­
träge eingegangen sein. Einlegen von Rechtsbe­
helfen: Genaue Angaben zu den Fristen für die 
Einlegung von Rechtsbehelfen: Nach § 101b 
Abs. 2 GWB endet die Frist, mit der die Unwirk­
samkeit eines Vertrages mit einem Nachprü­
fungsverfahren geltend gemacht werden kann, 
30 Kalendertage ab Kenntnis des Verstoßes, der 
zur Unwirksamkeit des Vertrages führt, jedoch 
nicht später als 6 Monate nach Vertragsschluss 
oder im Falle der Veröffentlichung der Bekannt­
machung der Auftragsvergabe im Supplement 
zum Amtsblatt der Europäischen Union 30 Kalen­
dertage nach dieser Veröffentlichung. Nach § 
107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 GWB ist der Antrag auf 
Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens unzu­
lässig, soweit: - der Antragsteller den gerügten 
Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabe-
verfahren erkannt und gegenüber dem Auftrag­
geber nicht unverzüglich gerügt hat, - Verstöße 
gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der 
Bekanntmachung erkennbar sind, nicht späte­
stens bis Ablauf der in der Bekanntmachung ben­
annten Frist zur Angebotsabgabe oder zur 
Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber gerügt 
werden, - Verstöße gegen Vergabevorschriften, 
die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar 
sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebots­
abgabe oder zur Bewerbung gegenüber dem 
Auftraggeber gerügt werden, - mehr als 15 
Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des 
Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wol­
len vergangen sind. Nähere Auskünfte sind 
erhältlich bei: Schmitz.Reichard GmbH, Lothrin­
ger Straße 62, 52070 Aachen, Tel.: 
+49(0)241.9900600, Fax: +49(0)241. 
99006020, mail@schmitz-reichard.de Diese 
Veröffentlichung wurde redaktionell gekürzt, ent­
hält aber alle maßgeblichen Inhalte der EU-weiten 
Veröffentlichung. Der komplette Veröffentli­
chungstext kann im Supplement zum Amtsblatt 
der EU unter http://ted.europa.eu oder auf den 
Internet-Seiten der Stadt Düsseldorf: http://
www.duesseldorf.de/bauverwaltung/aus schrei
bung/vof/index.shtml

-
 
­
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 eingesehen oder beim 

Bauverwaltungsamt - Submissionsstelle - (Tel. 
0211/89-96621 Frau Krapp) angefordert wer­
den. 

Amt für Gebäudemanagement

Vergabeart: Verhandlungsverfahren nach 
öffentlichem Teilnahmewettbewerb (VOF) 
Es sollen vergeben werden: Objektplanung 
Gebäude und Fachplanung Technische Aus­
rüstung, Schule Koetschaustraße. Umfang 
der Leistung: Planungsleistungen der Objektpla­
nung Gebäude und Technischen Ausrüstung, Anla­
gengruppen 1-5 (Sanitär, Heizung, Klima, Lüf­
tung, Elektrotechnik) Leistungsphasen 1-9. Das 
Max-Planck-Gymnasium Koetschaustraße 36 in 
Düsseldorf-Stockum soll um einen Zug erweitert 
werden (von 4 auf 5 Züge). Dafür ist ein Erweite­
rungsneubau von ca. 3400 m² BGF zu errichten. 
Die nach Kostenannahme ermittelten Baukosten 
(KG 300 + 400 DIN 276) belaufen sich auf ca. 
7.600.000. Die Beauftragung erfolgt stufenwei­
se. Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der 
Auftragsausführung: 16. November 2015 bis 31. 
März 2019. Optionen: Direkt beauftragt werden 
Leistungen der Leistungsphasen 1 bis 3. Die Lei­
stungsphasen 4 bis 9 werden optional stufenwei­
se beauftragt. Weiterhin behält sich der Auftrag­
geber vor, erforderliche Beratungsleistungen ein­
zeln oder im Ganzen optional zu übertragen. Auf 
die Beauftragung der weiteren Leistungen/Stufen 
besteht kein Rechtsanspruch. Varianten/ Alterna­
tiven sind nicht zulässig. Abgabetermin für Teil­
nahmeanträge: 16.09.2015 um 12:30 Uhr. 
Geforderte Kautionen und Sicherheiten: Verpflich­
tung zum Abschluss einer Berufshaftpflichtversi­
cherungsdeckung für die ausgeschriebenen Lei­
stungen in Höhe von mindestens 2,5 Mio EUR für 
Personen- und Sachschäden sowie über minde­
stens 2,5 Mio EUR für Vermögensschäden. 
Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin­
gungen und/oder Verweis auf die maßgeblichen 
Vorschriften: Für Leistungen, die der gesetzlichen 
Vergütungsregelung laut HOAI unterliegen, gilt die 
bei Vertragsschluss gültige Fassung der HOAI. 
Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der 
Auftrag vergeben wird (falls zutreffend): Wird der 
Auftrag einer Bieter- bzw. Bewerbergemeinschaft 
erteilt, so ist diese in eine gesamtschuldnerisch 
haftende Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtig­
tem Vertreter zu überführen. Sonstige besondere 
Bedingungen: Bieter, sowie deren Nachunterneh­
mer und Verleiher von Arbeitskräften, soweit sie 
bereits bei Angebotsabgabe bekannt sind, sind 
verpflichtet, die gem. §§ 4 und 18 des Tariftreue-
und Vergabegesetzes NRW vom 10.01.2012 
geforderten Verpflichtungserklärungen abzuge­
ben. Zudem ist die Verpflichtungserklärung 
gemäß § 19 TVgG-NRW vom Bieter abzugeben. 
Diese Verpflichtungserklärungen werden mit dem 
finalen Angebot abgefordert, die entsprechenden 
Muster werden dann zur Verfügung gestellt. Es 
wird darauf hingewiesen, dass sich die “Verpflich­
tungserklärung zu Tariftreue und Mindestentloh­
nung für Dienst- und Bauleistungen unter Berück­
sichtigung der Vorgaben des Tariftreue- und Ver­
gabegesetzes Nordrhein-Westfalen (TVgG 
NRW)” zur Zahlung des vergaberechtlichen Min­
destlohns von 8,85 EUR / Std. (Ziff. 2 des Vor­
drucks, 3. Alternative) nur auf Arbeitnehmer 
bezieht, die zur Erbringung der Leistung in der 
Bundesrepublik Deutschland eingesetzt werden. 
Ferner werden die “Besonderen Vertragsbedin­
gungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Erfüllung der Verpflichtungen zur Tariftreue und 
Mindestentlohnung nach dem TVgG NRW” sowie 
die “Besondere Vertragsbedingung zur Erfüllung 

http://ted.europa.eu
mailto:mail@schmitz-reichard.de
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der Verpflichtungen zur Frauenförderung nach 
dem Tariftreue- und Vergabegesetz” des Landes 
Nordrhein-Westfalen Bestandteil des Vertrags. 
Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers 
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in 
einem Berufs- oder Handelsregister: Angaben 
und Formalitäten, die erforderlich sind, um die 
Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: Die gefor­
derten Nachweise sind unter Verwendung eines 
Bewerberbogens zu erbringen. Dieser ist bei der 
unten aufgeführten Submissionsstelle des Bau­
verwaltungsamtes anzufordern. Bei Bewerber­
gemeinschaften ist eine Bewerbungsgemein­
schaftserklärung zu gesamtschuldnerischer Haf­
tung und Benennung eines bevollmächtigten Ver­
treters vorzulegen. Die Nachweise und die jeweils 
zugehörigen Unterlagen sind eindeutig kenntlich 
zu machen und entsprechend der Reihenfolge der 
beigefügten Strukturierung einzureichen. Ein Ver­
weis auf frühere Bewerbungen wird nicht akzep­
tiert. Fehlende Erklärungen oder Nachweise sind 
nach schriftlicher Anforderung der Vergabestelle 
innerhalb von 6 Kalendertagen vorzulegen. Fol­
gende Nachweise sind unter Verwendung des o. 
g. Bewerberbogens mit der Bewerbung einzurei­
chen: Rechtskräftig unterschriebener Teilnahme­
antrag (bei juristischen Personen mit Nachweis 
der Unterschriftsberechtigung); Anlage 1. Erklä­
rung über wirtschaftliche Verknüpfungen mit 
Unternehmen, Unabhängigkeitserklärung VOF § 4 
(2), keine Wettbewerbsabsprachen; Anlage 2. 
Erklärung der Unabhängigkeit von Ausführungs­
und Lieferinteressen, VOF § 2 (3); Anlage 3. 
Erklärung, dass keine Ausschlusskriterien nach 
VOF § 4 (6) vorliegen; Anlage 4. Erklärung, dass 
keine Ausschlusskriterien nach VOF § 4 (9) vorlie­
gen. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfä­
higkeit: Angaben und Formalitäten, die erforder­
lich sind, um die Einhaltung der Auflagen zu über­
prüfen: Folgende Nachweise sind unter Verwen­
dung des o. g. Bewerberbogens mit der Bewer­
bung einzureichen: Anlage 5. Nachweis einer 
Berufshaftpflichtversicherung in der unter „Gefor­
derte Kautionen und Sicherheiten“ geforderten 
Höhe. (Mindeststandard: Erklärung der Versiche­
rungsgesellschaft, dass im Auftragsfall eine Ver­
sicherung über die Deckungssummen abge­
schlossen wird.); Anlage 6: Erklärung des Bewer­
bers über den Umsatz für die entsprechenden 
Dienstleistungen in Euro netto in den letzten 3 
Geschäftsjahre (Zeitraum siehe Bewerberbogen). 
Technische Leistungsfähigkeit: Angaben und For­
malitäten, die erforderlich sind, um die Einhaltung 
der Auflagen zu überprüfen: Folgende Nachweise 
sind unter Verwendung des bei der unten aufge­
führten Submissionsstelle des Bauverwaltungs­
amtes anzufordernden Bewerberbogens mit der 
Bewerbung einzureichen: Anlage 7. Erklärung zur 
beruflichen Befähigung der Projektleitungen (Min­
deststandard: Nachweis der Mitgliedschaft in 
Architekten-/ Ingenieurkammer, angemessene 
Berufspraxis von mindestens fünf Jahren.); Anla­
ge 8. Unternehmensreferenzen (Mindeststan­
dards: 1. Drei Referenzprojekte aus den letzten 5 
Jahren aus Objektplanung Gebäude und Planung 
Technischer Ausrüstung (ALG 1-5) mit einer Nutz­
fläche von mindestens 1000 m² bei Neubauten. 
Die Kosten für KG 300 müssen je Projekt mehr 
als 2,0 Mio. EUR brutto und die Kosten für KG 
400 über 0,5 Mio. EUR brutto betragen. Es müs­
sen mindestens die Leistungsphasen 2-8 (HOAI § 
33) bearbeitet worden sein. Das Projekt muss 
jeweils fertig gestellt sein. 2. Es ist der Neubau 
eines Schulprojektes nachzuweisen. Zwei Projek­
te sind wählbar und werden entsprechend der 
Gebäudetypologie bewertet. Es muss ein Refe­
renzschreiben pro Referenzprojekt vorliegen. 
Anlage 9. Durchschnittliche Mitarbeiterzahl der 
letzten 3 Jahre. (Mindeststandard: 5 festange­

stellte Architekten, 2 festangestellte Ingenieure 
für ELT und 2 festangestellte Ingenieure für HLS.). 
Angaben zu einem besonderen Berufsstand: Die 
Erbringung der Dienstleistung ist einem besonde­
ren Berufsstand vorbehalten: Ja. Verweis auf die 
einschlägige Rechts- oder Verwaltungsvorschrift: 
Zugelassen ist, wer nach den Architektengeset­
zen oder Ingenieurgesetzen der Länder berech­
tigt ist, die Berufsbezeichnung Architekt oder 
Beratender Ingenieur/Ingenieur zu tragen oder 
nach den EG-Richtlinien, insbesondere der Richtli­
nien für die gegenseitige Anerkennung der Diplo­
me berechtigt ist, in der Bundesrepublik Deutsch­
land als Architekt oder als Beratender Inge­
nieur/Ingenieur tätig zu werden. Die verantwortli­
chen Planer müssen über eine angemessene 
Berufspraxis von mindestens fünf Jahren verfü­
gen. (Juristische Personen sind als Auftragneh­
mer zugelassen, wenn sie für die Durchführung 
der Aufgabe einen entsprechenden Architekten 
oder Beratenden Ingenieur/ Ingenieur benennen.) 
Juristische Personen müssen die Namen und die 
berufliche Qualifikationen der Personen angeben, 
die für die Erbringung der Dienstleistung verant­
wortlich sind. Beschränkung der Zahl der Wirt
schaftsteilnehmer, die zur Angebotsabgabe bzw. 
Teilnahme aufgefordert werden: Geplante Min­
destzahl der Wirtschaftsteilnehmer: 3. Geplante 
Höchstzahl der Wirtschaftsteilnehmer: 5. Objekti­
ve Kriterien für die Auswahl der begrenzten Zahl 
von Bewerbern: (1) Drei Referenzprojekte aus 
Architektur, ELT und HLS mit einer Nutzfläche von 
mindestens 1.000 m² bei Neubauten. Die Kosten 
für KG 300 müssen je Projekt mehr als 2,0 Mio. 
EUR brutto und die Kosten für KG 400 über 0,5 
Mio. EUR brutto betragen. Es müssen minde­
stens die Leistungsphasen 2-8 (HOAI) bearbeitet 
worden sein. Das Projekt muss jeweils fertig 
gestellt sein. Bei Bietergemeinschaften sind je 
Mitglied der Bewerbergemeinschaft die Referen­
zen nachzuweisen. Wertung Referenzprojekte: 
Gebäudetypologie (Wichtung 10) - Schulen: Wer­
tung 5; - Gebäude mit Einstufung mind. Honorar­
zone 3 gemäß HOAI 2013: Wertung 3; - Sonstige 
Gebäude: Wertung 1. Komplexität (Wichtung 10) 
- Instandhaltung und Modernisierung im laufenden 
Betrieb: Wertung 3; - Instandhaltung und Moderni­
sierung: Wertung 2. Öffentlicher Auftraggeber 
(Wichtung 10) - ja: Wertung 1; - nein: Wertung 0. 
Die Maximalpunktzahl pro Referenzprojekt ergibt 
sich somit zu 90 Punkten, in Summe 270 Punkte. 
Bei Bietergemeinschaften wird die Summe der 
Punkte durch die Anzahl der Mitglieder geteilt. 
Sollten mehr als 5 Teilnehmer die Maximalpunkt­
zahl oder eine gemeinsame Höchstpunktzahl 
erreichen, entscheidet das Los. Nach Auswer­
tung der Bewerbungen unter Anwendung dieser 
Matrix wird die o.g. Zahl der Bewerber aufgefor­
dert, am Verhandlungsverfahren teilzunehmen. 
Die Honorarangebote sind bis zum 15.10.2015 
einzureichen. Die Präsentationen zum Verhand­
lungsverfahren finden in der 43. und 44. Kalen­
derwoche 2015 statt. Den Zuschlag erhält das 
wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug auf 
die nachstehenden Kriterien: 1. Vorstellung durch 
Projektleiter und Stellvertreter: 20 %; 2. Vorstel­
lung eines Referenzprojektes: 20 %; 3. Konzept­
vorstellung zur Projektabwicklung der geplanten 
Baumaßnahme: 25 %; 4. Darstellung der Kosten-
und Terminsteuerung: 10 %; 5. Aussage zur 
Organisation und örtlichen Präsenz: 10 %; 6. 
Honorarangebot (Vorgabe: Honorarzone 3 unten): 
15 %. Zusätzliche Angaben: Für den Teilnahmean­
trag ist ein vorgegebener Bewerberbogen zu ver­
wenden. Dieser ist bei der unten aufgeführten 
Submissionsstelle des Bauverwaltungsamtes 
anzufordern. Der Bewerberbogen ist auszufüllen, 
zu unterschreiben und mit den geforderten Nach­
weisen in einem verschlossenen Umschlag an die 

­

Submissionsstelle des Bauverwaltungsamtes zu 
übersenden. Der Teilnahmeantrag muss dort bis 
zum Schlusstermin für den Eingang der Teilnah­
meanträge eingegangen sein. Einlegen von 
Rechtsbehelfen: Genaue Angaben zu den Fristen 
für die Einlegung von Rechtsbehelfen: Nach § 
101b Abs. 2 GWB endet die Frist, mit der die 
Unwirksamkeit eines Vertrages mit einem Nach­
prüfungsverfahren geltend gemacht werden 
kann, 30 Kalendertage ab Kenntnis des Versto­
ßes, der zur Unwirksamkeit des Vertrages führt, 
jedoch nicht später als 6 Monate nach Vertrags­
schluss oder im Falle der Veröffentlichung der 
Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Supple­
ment zum Amtsblatt der Europäischen Union 30 
Kalendertage nach dieser Veröffentlichung. Nach 
§ 107 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 GWB ist der Antrag auf 
Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens unzuläs­
sig, soweit: - der Antragsteller den gerügten Ver­
stoß gegen Vergabevorschriften im Vergabever­
fahren erkannt und gegenüber dem Auftraggeber 
nicht unverzüglich gerügt hat, - Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekannt­
machung erkennbar sind, nicht spätestens bis 
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten 
Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 
gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in 
den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spä­
testens bis zum Ablauf der in der Bekanntma­
chung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder 
zur Bewerbung gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden, - mehr als 15 Kalendertage nach 
Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer 
Rüge nicht abhelfen zu wollen vergangen sind. 
Nähere Auskünfte sind erhältlich bei: 
Schmitz.Reichard GmbH, Lothringer Straße 62, 
52070 Aachen, 

­

Tel.: +49(0)241.9900600, Fax: 
+49(0)241.99006020, mail@schmitz-reichard.
de

 
 Diese Veröffentlichung wurde redaktionell 

gekürzt, enthält aber alle maßgeblichen Inhalte 
der EU-weiten Veröffentlichung. Der komplette 
Veröffentlichungstext kann im Supplement zum 
Amtsblatt der EU unter http://ted.europa.eu oder 
auf den Internet-Seiten der Stadt Düsseldorf: 
http://www.duesseldorf.de/bauverwaltung/auss
chreibung/vof/index.shtml

 
 eingesehen oder beim 

Bauverwaltungsamt - Submissionsstelle - (Tel. 
0211/89-96621 Frau Krapp) angefordert wer­
den. 

• 

Amt für Verkehrsmanagement 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Asphalterneue­
rung, Heinrich-Ehrhardt-Straße. Umfang der 
Leistung: 3500 m² Asphalt fräsen, 1000 t Binder 
herstellen, 3500 m² Asphalttragschicht herstel­
len, 3500 m² Asphaltdeckschicht herstellen; Aus­
führung an zwei Wochenenden in den Herbstferi­
en mit Nachtarbeit. Nebenangebote sind nicht 
zugelassen. Ausführungs-/ Lieferzeit: 09. Okto­
ber 2015 bis 12. Oktober 2015 und 16. Oktober 
2015 bis 19. Oktober 2015. Sicherheitsleistun­
gen: keine. Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 
24.08.2015. Ausgabe bis: 08.09.2015. Druck-
kosten: 13,- Euro (Druckkosten werden nicht 
erstattet). Eröffnung der Angebote: 15.09.2015 
um 11:00 Uhr. Zuschlags- und Bindefrist: 09.10. 
2015. Referenzen sind dem Angebot gemäß den 
§§ 6 und 6 EG VOB/A beizufügen. Bieter, sowie 
deren Nachunternehmer und Verleiher von 
Arbeitskräften, soweit sie bereits bei Angebots­
abgabe bekannt sind, sind verpflichtet, die 
gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Vergabe­
gesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderte Ver­
pflichtungserklärung abzugeben. Zudem ist die 

http://ted.europa.eu
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Verpflichtungserklärung gemäß § 19 TVgG-NRW 
vom Bieter abzugeben. 

• 

Amt für Verkehrsmanagement 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Straßenbauarbei­
ten, Münchener Straße. Umfang der Leistung: 
10000 m² Asphaltbinder, 10000 m² Asphaltbe­
ton LOA. Nebenangebote sind nicht zugelassen. 
Ausführungs-/ Lieferzeit: 05. Oktober 2015 bis 
13. Oktober 2015. Sicherheitsleistungen: keine. 
Ausgabe der Angebotsvordrucke ab: 24.08. 
2015. Ausgabe bis: 10.09.2015. Druckkosten: 
10,- Euro (Druckkosten werden nicht erstattet). 
Eröffnung der Angebote: 17.09.2015 um 10:00 
Uhr. Zuschlags­ und Bindefrist: 02.10.2015. 
Referenzen sind dem Angebot gemäß den Verga­
beunterlagen beizufügen. Bieter, sowie deren 
Nachunternehmer und Verleiher von Arbeitskräf­
ten, soweit sie bereits bei Angebotsabgabe 
bekannt sind, sind verpflichtet, die gemäß §§ 4 
und 18 des Tariftreue- und Vergabegesetzes NRW 
vom 10.01.2012 geforderte Verpflichtungserklä­
rung abzugeben. Zudem ist die Verpflichtungser­
klärung gemäß § 19 TVgG-NRW vom Bieter abzu­
geben. 

• 

Stadtentwässerungsbetrieb 

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung (VOB) 
Es sollen vergeben werden: Zementmörtel-
auskleidung, Regenwasserkanäle Am Rött-
chen / Mecklenburger Weg / Cloppenbur­
ger Weg. Umfang der Leistung: 1062 m Zement-
mörtelauskleidung DN 250 – DN 450. Nebenan-
gebote sind nicht zugelassen. Ausführungs-/ Lie­
ferzeit: November 2015 bis Juli 2016. Sicher­
heitsleistungen: 5 % der Auftragssumme für die 
Ausführung und 3 % der Abrechnungssumme für 
die Mängelansprüche. Ausgabe der Angebotsvor­
drucke ab: 24.08.2015. Ausgabe bis: 08.09. 
2015. Druckkosten: 17,- Euro (Druckkosten wer-
den nicht erstattet). Eröffnung der Angebote: 
15.09.2015 um 10:30 Uhr. Zuschlags- und Bin­
defrist: 13.10.2015. Referenzen sind dem Ange­
bot gemäß den Vergabeunterlagen beizufügen. 
Bieter, sowie deren Nachunternehmer und Verlei-
her von Arbeitskräften, soweit sie bereits bei 
Angebotsabgabe bekannt sind, sind verpflichtet, 
die gemäß §§ 4 und 18 des Tariftreue- und Verga­
begesetzes NRW vom 10.01.2012 geforderte 
Verpflichtungserklärung abzugeben. Zudem ist 
die Verpflichtungserklärung gemäß § 19 TVgG-
NRW vom Bieter abzugeben. 

• 

Ausschreibungsunterlagen können ab dem je­
weils angegebenen Zeitpunkt abgeholt werden 
bei: Landeshauptstadt Düsseldorf, Bauverwal­
tungsamt -Submissionsstelle-, Brinckmannstraße 
5, 3. Etage, Zimmer 3161, 40225 Düsseldorf, 
Montag bis Donnerstag von 7.30 bis 16.00 Uhr, 
Freitag von 7.30 bis 13.00 Uhr (Telefon 0211­
89-93902 / Fax 89-29080 / e-mail: ausschrei
bungen@duesseldorf.de

­
). 

Die Ausschreibungsunterlagen können auch 
schriftlich bei der v.g. Stelle unter Angabe des 
Vergabeamtes und des Ausschreibungsobjektes 
angefordert werden. Sofern gefordert, ist ein auf 
den Betrag der Druckkosten ausgestellter 
Scheck beizufügen. Der Betrag kann auch unter 
Angabe des Vertragsgegenstandes 5600-4000­
0000-0861 und der Bezeichnung der Ausschrei-

bung auf das Konto der Stadtkasse Düsseldorf 
bei der Stadtsparkasse Düsseldorf (IBAN: DE61 
3005 0110 0010 0004 95, BIC: DUSS­
DEDDXXX) überwiesen werden. Die Ausgabe bzw. 
die Übersendung der Unterlagen erfolgt nur 
gegen den Nachweis der Überweisung. Unterla-
gen, die kostenlos abgegeben werden, können 
auch per Fax unter der v.g. Nummer oder per e-
mail angefordert werden. 
Geforderte Referenzen sind dem Angebot oder 
dem Teilnahmeantrag im Rahmen eines Teilnah­
mewettbewerbes beizufügen. Für die Anforde-
rung von Ausschreibungsunterlagen sind Referen­
zen nicht erforderlich. Die Angebote sind in deut-
scher Sprache abzufassen. Zahlungen erfolgen 
nach § 16 VOB/B bzw. § 17 VOL/B. 
Abgabe der Angebote zu den oben genannten
Öffnungszeiten bei der v.g. Stelle, jedoch in der 
Poststelle des Bauverwaltungsamtes, Zimmer 
3101. Die Angebote sollten möglichst 15 Minu­
ten vor dem Eröffnungs-/Abgabetermin dort vor­
liegen. Bitte berücksichtigen Sie bei der Übersen­
dung Ihrer Angebote einen mindestens 2-tägigen 
Postweg! Angebotseröffnungen nach der VOB fin­
den bei v.g. Stelle in Zimmer 3162 in Gegenwart 
der Bieterinnen und Bieter statt. Bei Ausschrei­
bungen nach der VOL sind Bieterinnen und Bieter 
nicht zugelassen. Teilnahmewettbewerbe: Bewer­
bungen in deutscher Sprache richten Sie mit den 
geforderten Unterlagen bitte ebenfalls an die v.g. 
Stelle. Die Anträge können auch durch Fax, e-mail 
oder Telefon übermittelt werden, müssen aber 
vor Ablauf der Bewerbungsfrist schriftlich bestä-
tigt werden. 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen unterhalb der EU-relevan­
ten Schwellenwerte können sich Bewerberinnen 
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die 
Bezirksregierung Düsseldorf, Fischerstraße 2, 
40474 Düsseldorf, wenden. 

Zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen oberhalb der EU-relevan­
ten Schwellenwerte können sich Bewerberinnen 
und Bewerber oder Bieterinnen und Bieter an die 
Vergabekammer Rheinland bei der Bezirksregie-
rung Köln, Spruchkörper Düsseldorf, Am Bonnes­
hof 35, 40474 Düsseldorf wenden. 

Alle Ausschreibungsveröffentlichungen finden 
Sie im Internet unter www.duesseldorf.de/aus
schreibung

­
. Soweit technisch möglich, können 

verschiedene Ausschreibungen auch komplett 
kostenlos abgerufen werden. 

http://www.duesseldorf.de/ausschreibung
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Öffentliche Zustellungen 
Ordnungsamt:	 
des Bescheides 5-3270-00-5025-1011-3 SB 16 vom	 
13.07.2015 an Cristian Dinu, Lagerhausstraße 45, 
44147 Dortmund 

 des Bescheides 5-3290-00-5004-8910-6 SB 18 vom	 
06.08.2015 an Kevin Vincent, Glen Road 48, KT9 1HE 
Chessington, Großbritannien 
des Bescheides 5-3290-00-5005-6652-6 SB 17 vom 
06.07.2015 an Maiau Negrita, ST Garnitei Nr. 4, 
000000 Mun. Bucuresti, Rumänien	 
des Bescheides 5-3270-00-5026-1268-4 SB 17 vom 
03.08.2015 an James Milnes, 24 Temple Sheen Road, 
SW14 7QG London, Großbritannien	 
des Bescheides 5-3270-00-5024-4518-4 SB 121 vom	 
07.08.2015 an Doru-Wilson-Robert Scutelnicu, Lager-
haussstraße 45, 44147 Dortmund 
des Bescheides 5-3290-00-5002-3841-3 SB 121 vom	 
22.07.2015 an Maurizio Sorce, Via del Cosmi 2, 
92100 Agrigento, Italien 
des Bescheides 5-3290-00-5004-7852-0 SB 117 vom	 
26.06.2015 an Arpad Szolt Koti, Emilstraße 10, 47137 
Duisburg 
des Bescheides 5-3270-00-5026-7870-7 SB 111 vom	 
02.07.2015 an Claus Acherer, Grabenweg 72, 6020
Innsbruck, Österreich 
des Bescheides 5-3270-00-5010-9134-6 SB 111 vom 
04.06.2015 an Marvin David Bernardy, Yorckstraße 17, 
40476 Düsseldorf 
des Bescheides 5-3290-00-5005-0930-1 SB 116 vom 
26.06.2015 an Jaroslav Katny, Lindenstraße 60, 
40233 Düsseldorf 
des Bescheides 5-3270-00-5024-5014-5 SB 117 vom 
08.07.2015 an Darius Kotolski, Grobla 4, 00-000 Kors­
no Ordz, Polen 
des Bescheides 5-3270-00-5014-8333-3 SB 120 vom	 
04.08.2015 an Sergio Ruffino, c/o Nanfido, Fahrenheit-
weg 2, 40591 Düsseldorf 

­

des Bescheides 5-3270-00-5027-1131-3 SB 118 vom	 
14.07.2015 an Lukas Maurer, Kruppstraße 113, 
40227 Düsseldorf 
des Bescheides 5-3290-00-5005-5636-9 SB 113 vom	 
30.06.2015 an Mika Demirovic, Guntherstraße 6, 
42289 Wuppertal 
des Bescheides 5-3270-00-5005-7336-3 SB 121 vom 
09.04.2015 an Christian Söderbäck, Sveavägen 5, 
182-60 Djursholm, Schweden 
des Bescheides 5-3290-00-5002-8863-1 SB 119 vom 
05.05.2015 an Christopher Jean Van Oorschot, Ducpe­
tiaux 133, 1060 Bruxelles, Belgien 
des Bescheides 5-3270-00-5004-6062-3 SB 121 vom 
22.06.2015 an Sanjayperkash Sjaam, Iltisstraße 19, 
48599 Gronau 

des Bescheides 5-3270-00-5027-1858-0 SB 02 vom 
30.07.2015 an Matthew Kersey, 58 Harpers Lane, BL1 
6HR Derby, Großbritannien 
des Bescheides 5-3270-00-5027-9269-0 SB 19 vom 
03.08.2015 an Stefan Baranca, Str. Verde Nr. 2,
000000 Jud. MS Mun. Tirgu Mures, Rumänien 
des Bescheides 5-3270-00-5025-1065-2 SB 53 vom 
04.08.2015 an Stuart Alcock, 23 CAE ISA, CH7 6ZA 
Mold, Großbritannien 
des Bescheides 5-3290-00-5005-7675-0 SB 63 vom 
07.07.2015 an Alberto Demir, Hasseler Richtweg 98, 
40229 Düsseldorf 
des Bescheides 5-3270-00-5025-8996-8 SB 23 vom 
29.07.2015 an James Finley, Weston Ridge 15, LS21 
2EF Otley, Großbritannien 
des Bescheides 5-3290-00-5005-4110-8 SB 23 vom 
29.07.2015 an Tamas Laszlo, Str. 1 Mai 6, 535800 
Vlahita, Rumänien 
des Bescheides 5-3270-00-5025-9224-1 SB 114 vom 
14.07.2015 an Viktoria Gnatiuk, Falltorweg 26 bei 
Artem Ghazaryan, 63263 Neu-Isenburg 
des Bescheides 5-3270-00-5023-0118-2 SB 112 vom 
27.05.2015 an Clint Carter, App. 34A, Convent Court 
Hatch Lane, SL4 3QR Windsor, Großbritannien 
des Bescheides 5-3270-00-5023-9508-0 SB 112 vom 
27.05.2015 an Joandó Bruguera, Ronda Prim 29, 
08392 Barcelona, Spanien 
des Bescheides 5-3270-00-5024-9656-0 SB 124 vom 
15.06.2015 an Jan De Visser, Rijzendeweg 17, 4634 
TW Woensdrecht, Niederlande	 
des Bescheides 5-3270-00-5010-6777-1 SB 116 vom 
17.04.2015 an Albert Jenkins, Tenelenweg 16, 6367 
VV Voerendal, Niederlande	 
des Bescheides 5-3270-00-5026-6144-8 SB 115 vom 
03.07.2015 an Oussama Hadouch, P Hans Frankfurt-
hersngl 270, 1060 TR Amsterdam, Niederlande 
des Bescheides 5-3270-00-5025-7566-5 SB 113 vom 
27.07.2015 an Eric Dorpmanns, Bischof-Peter-Straße 
47, 41334 Nettetal 
des Bescheides 5-3270-00-5024-8475-9 SB 121 vom 
08.06.2015 an Irem Sökmen, Van Beethovenlaan 20, 
5654 EC Eindhoven, Niederlande 
des Bescheides 5-3290-00-5004-8790-1 SB 119 vom 
27.04.2015 an Wolfgang Pignon, Altenbergstraße 8, 
45141 Essen 
Die Bescheide können beim Ordnungsamt der Landes-
hauptstadt Düsseldorf, Erkrather Str 1-3, 40233 Düs-
seldorf, Zimmer 110 eingesehen, bzw. in Empfang 
genommen werden. 
Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön­
nen.

Amt für Wohnungswesen: 
des Bescheides 64/3 111 100 173000 vom 
05.08.2015 an Alzoubi, Saleh Sulaiman Saleh zuletzt 
wohnhaft Adersstraße 48, 40215 Düsseldorf. 
Der Bescheid kann beim Amt für Wohnungswesen, 
Brinckmannstraße 5, 40225 Düsseldorf, eingesehen 
bzw. in Empfang genommen werden. 

Amt für Einwohnerwesen 
Abt. Kommunale Ausländerbehörde 
des Bescheids vom 13.08.2015, Aktenzeichen
33/33/Bt-VS1-30/15, an Herrn Ramadan BEKIROVSKI, 
geb. 15.07.1987, zurzeit unbekannten Aufenthalts, 
zuletzt gemeldet Altenbrückstraße 6 in 40599 Düssel­
dorf. 
Ordnungsverfügung vom 31.07.2015 - 33/333-VS­
033/15 - an den mazedonischen Staatsangehörigen 
Mersin TEFIKOVSKI, z.Zt. unbekannten Aufenthalts. 
des Bescheids vom 13.08.2015, Aktenzeichen 
33/33/pt-VS1-06/15, an Herrn Bing FAN, geb.
29.12.1990, zurzeit unbekannten Aufenthalts, zuletzt 
wohnhaft Oberbilker Allee 265 in 40227 Düsseldorf. 
Ordnungsverfügung vom 06.08.2015, Aktenzeichen 
33/33 – HIB - SO 44/15 an den ivorischen Staatsange-
hörigen Amani Noel KOUAME, geb. 25.12.1982 in 
Alepe/Cote d‘Ivoire, ohne gemeldete Anschrift. 
Der Bescheid kann beim Amt für Einwohnerwesen, 
Abteilung Kommunale Ausländerbehörde, Willi-Becker­
Allee 7, 40227 Düsseldorf, eingesehen bzw. in Emp­
fang genommen werden. 
Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön­
nen.

Amt für Einwohnerwesen 
- Straßenverkehrsamt -
der Ordnungsverfügung vom 03.07.2015, Aktenzei­
chen 33/53 – 357/15 (7496) an Frau Ewa Schardijn, 
zuletzt wohnhaft: Sankt-Franziskus-Straße 175, 40470 
Düsseldorf. 
Die Ordnungsverfügung kann beim Amt für Einwohner­
wesen - Fahrerlaubnisbehörde - der Landeshauptstadt 
Düsseldorf, Höher Weg 101, 40233 Düsseldorf, einge­
sehen bzw. in Empfang genommen werden. 
Mit der öffentlichen Zustellung werden Fristen in Gang 
gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen kön­
nen.

Öffentliche Zustellungen
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Jahresabschluss 2014 der Grundstücksent
wicklungs-Gesellschaft Düsseldorf mbH

­
 

Die Gesellschafterversammlung der Grundstücks-
entwicklungs-Gesellschaft Düsseldorf mbH hat 
den am 29. Mai 2015 festgestellten Jahresab­
schluss zum 31.12.2014 zur Kenntnis genom­
men und beschlossen. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen 
im Verwaltungsgebäude des Life Science Center 
Düsseldorf, Merowingerplatz 1a, zur Einsichtnah­
me aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts beauftragte Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft ADKL AG, Düsseldorf, hat am 
30. April 2015 folgenden Bestätigungsvermerk 
erteilt: 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und 
den Lagebericht der Grundstücksentwicklungs-
Gesellschaft Düsseldorf mbH, Düsseldorf, für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2014 bis 
31. Dezember 2014 geprüft. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtli­
chen Vorschriften und den ergänzenden Bestim­
mungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der 
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla­
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund­
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö­
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswir­
ken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wer­
den die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 
und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen 
über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech­
nungslegungsbezogenen internen Kontroll­
systems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beur­
teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der 
angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen 
Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar­
stellung des Jahresabschlusses und des Lagebe­
richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prü­
fung eine hinreichend sichere Grundlage für unse­
re Beurteilung bildet. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen 
geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell­
schaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen­
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Ein­
klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Düsseldorf, den 30. April 2015 

ADKL AG 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGS
GESELLSCHAFT 

­

Klaus Verstegen 
Wirtschaftsprüfer 

Bernd Lenzen 
Wirtschaftsprüfer 

Jahresabschluss 2014 der Bädergesellschaft  
Düsseldorf mbH

 
  

Die Gesellschafterversammlung der Bädergesell­
schaft Düsseldorf mbH hat am 17.06.2015 den 
Jahresabschluss zum 31.12.2014 mit dem 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk des 
Abschlussprüfers festgestellt und beschlossen, 
den Jahresfehlbetrag der Bädergesellschaft Düs­
seldorf mbH durch Entnahme aus der Kapitalrück­
lage auszugleichen. 

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der 
Verwaltung der Bädergesellschaft Düsseldorf 
mbH, Kettwiger Straße 50, 40233 Düsseldorf 
zur Einsichtnahme aus. 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses ein­
schließlich des Lageberichts jeweils zum 31.12. 
2014 der Bädergesellschaft Düsseldorf mbH 
nach handelsrechtlichen Grundsätzen sowie die 

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts­
führung gem. § 53 HGrG beauftragte Dr. Bran­
denburg Wirtschaftsberatungs-GmbH, vertreten 
durch die Wirtschaftsprüfer Herrn Eichler und 
Herrn Schürmann, hat am 11.05.2015 folgenden 
Bestätigungsvermerk erteilt: 
„Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen 
geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell­
schaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen­
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Ein­

klang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge­
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 

Düsseldorf, den 11.05.2015 

Roland Ket t le r   
Geschäftsführer  
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Öffentliche Sitzungen 
Bauauschuss 
Dienstag, 25. August, 15 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 1, 
Großer Sitzungssaal EG, links 
Schriftführer: Antonio Collura, 
Tel: 89-93230 

Gemeinsame Sitzung 
Jugendhilfeausschuss, Schulausschuss, 
Sportausschuss 
Dienstag, 25. August, 16 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, Plenarsaal 
Schriftführerin: Andrea Hellendahl, 
Tel: 89-96478 

Jugendhilfeausschuss 
Dienstag, 25. August, im Anschluss an die 
gemeinsame Sitzung von Jugendhilfeaus
schuss, Schulausschuss, Sportausschuss, 
ca. 17 Uhr 

­

Rathaus, Marktplatz 2, Plenarsaal 
Schriftführerin: Andrea Hellendahl, 
Tel: 89-96478 

Bezirksvertretung 3 
Dienstag, 25. August, 17 Uhr 
Bürgersaal im Stadtteilzentrum Bilk, 
Bachstraße 145, 1. Etage 
Schriftführer: Andreas Hauswirth, 
Tel: 89-93071 

Bezirksvertretung 5 
Dienstag, 25. August, 17 Uhr 
Kaiserswerther Rathaus, Kaiserswerther 
Markt 23, Sitzungssaal 
Schriftführer: Günter Gläser, Tel: 89-93019 

Bezirksvertretung 10 
Dienstag, 25. August, 17 Uhr 
Freizeitstätte Garath, Fritz-Erler-Straße 21, 
Sitzungssaal 
Schriftführerin: Karin Meves, 
Tel: 89-97543 

Ausschuss für Planung und 
Stadtentwicklung 
Mittwoch, 26. August, 16 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Judith Sporken, 
Tel: 89-96844 

Bezirksvertretung 4 
Mittwoch, 26. August, 15 Uhr 
Rathaus Oberkassel, Luegallee 65, 
Raum 309, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Ursula Röser, Tel: 89-93012 

Bezirksvertretung 6 
Mittwoch, 26. August, 17 Uhr 
Münsterstraße 519, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Angela Nagel, 
Tel: 89-93701 

Sportausschuss 
Mittwoch, 26. August, 16 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 1, EG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Thomas Böhm, 
Tel: 89-95208 

Kulturausschuss 
Donnerstag, 27. August, 15 Uhr 
Mahn- und Gedenkstätte, Mühlenstraße 29, 
Julo-Levin-Raum 
Schriftführer: Bernhard Zimmermann, 
Tel: 89-96114 

Ausschuss für Wirtschaftsförderung, 
Tourismus und Liegenschaften 
Donnerstag, 27. August, 16 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführer: Antonio Collura, 
Tel: 89-93230 

Bezirksvertretung 1 
Freitag, 28. August, 14 Uhr 
Rathaus, Marktplatz 2, 1. OG, Sitzungssaal 
Schriftführerin: Faouzia Alhadjiui, 
Tel: 89-96026 

Sprechstunden des Seniorenrats  
Einige Mitglieder des Seniorenrats laden im Sep­
tember wieder zu Sprechstunden ein und stehen  
dann älteren Mitbürgerinnen und Mitbürgern mit  
Rat und Auskunft zur Verfügung:

 
 

  

Stadtbezirk 1 (Altstadt, Carlstadt, Stadtmitte,  
Pempelfort, Derendorf, Golzheim)

 
  

Dienstag, 1. September, 10 bis 12 Uhr, Bezirks­
verwaltungsstelle 1, Kasernenstraße 6, 4. Etage,  
Zimmer 404, telefonisch erreichbar unter  
89.96025.

 
 

  

Stadtbezirk 2 (Düsseltal, Flingern)  
Mittwoch, 2. September, 14 bis 15 Uhr im “zen­
trum plus”/Diakonie, Grafenberger Allee 186.  
Während dieser Zeit telefonisch erreichbar unter  
666787.

 
 

  

Stadtbezirk 3 (Oberbilk, Friedrichstadt, Bilk,  
Unterbilk, Hafen, Hamm, Volmerswerth, Flehe)

 
  

Montag, 21. September, 9:30 bis 11:30 Uhr im  
“zentrum plus”/Caritasverband, Suitbertusplatz  
1a. Während dieser Zeit telefonisch erreichbar  
unter 6504176.

 
 
 

  

Stadtbezirk 4 (Oberkassel, Niederkassel,  
Lörick, Heerdt)

 
  

Mittwoch, 16. September, 15 bis 16 Uhr, gemein­
sam mit dem Verkehrskommissariat 11 der Poli­
zei Düsseldorf, “zentrum plus”/Diakonie, Gemün­

der Straße 5. Während dieser Zeit telefonisch  
erreichbar unter 58677111.

 
  

Dienstag, 29. September, 15 bis 16 Uhr gemein­
sam mit dem Verkehrskommissariat 11 der Poli­
zei Düsseldorf, “zentrum plus”/Diakonie, Alde­
kerkstraße 31. Während dieser Zeit telefonisch  
erreichbar unter 503129.

 
  

Stadtbezirk 5 (Stockum, Lohausen, Kaisers
werth, Wittlaer, Kalkum, Angermund)

­
  

Montag, 14. September, 10 bis 12 Uhr in der  
Bezirksverwaltungsstelle 5, Rathaus Kaisers­
werth, Konferenzraum 1. Etage, Kaiserswerther  
Markt 23. Während dieser Zeit telefonisch  
erreichbar unter 89.293015.

 

 
 

  

Stadtbezirk 6 (Lichtenbroich, Unterrath, Rath,  
Mörsenbroich)

 
  

Mittwoch, 16. September, 15 bis 16:30 Uhr im  
Seniorenclub “St. Maria Königin”  
Krahnenburgstraße 3. Während dieser Zeit telefo­
nisch erreichbar unter 0173.472461 oder  
0177.3230023.

 

 
  

Stadtbezirk 7 (Gerresheim, Grafenberg, Luden
berg, Hubbelrath, Knittkuhl)

­
  

Dienstag, 29. September, 10 bis 12 Uhr, “zen­
trum plus”/Diakonie, Am Wallgraben 38. Während  
dieser Zeit telefonisch erreichbar unter 296528.

 
  

Stadtbezirk 8 (Lierenfeld, Eller, Vennhausen,  
Unterbach)

 
  

Donnerstag, 3. September, 10:30 bis 11:30 Uhr  
im Rathaus Eller, Gertrudisplatz 8. Während die­
ser Zeit telefonisch erreichbar unter 89.93388.

 

  

Donnerstag, 3. September, 12 bis 13 Uhr im  
“zentrum plus”/Arbeiterwohlfahrt, Gerresheimer  
Landstraße 101. Während dieser Zeit telefonisch  
erreichbar unter 60025567.

 
 
 

  

Stadtbezirk 9 (Wersten, Himmelgeist, Itter, Holt
hausen, Reisholz, Hassels, Benrath, Urdenbach)

- 
  

Donnerstag, 3. September, 10 bis 11:30 Uhr,  
“zentrum plus”/Caritasverband, Liebfrauenstraße  
30. Während dieser Zeit telefonisch erreichbar 
unter 0172.2666450.

 
 

 

Stadtbezirk 10 (Garath, Hellerhof)  
Dienstag, 15. September, 10 bis 12 Uhr, Nach­
barschaftstreff der DWG, Hermann-von-Endt- 
Straße 51.  

Öffentliche Sitzungen
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Neue Preise für Erdgas 
ab dem 01.10.2015 

Liebe Kundinnen und liebe Kunden, 

zum 01.10.2015 senken die Stadt werke Düsseldor f AG die Erdgaspreise. Dadurch geben wir Einsparungen bei den Erdgasbe­
zugskosten an Sie weiter. 

Wenn Sie Ihren Energieverbrauch ef fizient gestalten und dauerhaf t senken wollen, steht Ihnen unsere Energieberatung 
rund um das Thema „Energie sparen“ gerne zur Ver fügung. Wir freuen uns auf Ihren Anruf oder Besuch in unserem Kun­
denzentrum am Höher weg.  

Erdgas: Neue Preise zum 01.10.2015 

Tarife und Verträge Einheit Netto* Brutto 

Düsselgas Klassik (Grundversorgung) 

Staffeltarif I (bis 2.745 kWh/Jahr) 

Arbeitspreis: Ct/kWh 7,53 8,96 

Grundpreis: EUR/Jahr 26,40 31,42 

Staffeltarif II (ab 2.746 kWh/Jahr) 

Arbeitspreis: Ct/kWh 5,41 6,44 

Grundpreis: EUR/Jahr 84,60 100,67 

Düsselgas Klassik Pro (Grundversorgung) 

Staffeltarif I (bis 2.745 kWh/Jahr) 

Arbeitspreis: Ct/kWh 7,53 8,96 

Grundpreis: EUR/Jahr 26,40 31,42 

Staffeltarif II (ab 2.746 kWh/Jahr) 

Arbeitspreis: Ct/kWh 5,41 6,44 

Grundpreis: EUR/Jahr 84,60 100,67 

* Auf die Net topreise wird die Umsat zsteuer mit dem jeweils gültigen Steuersatz  
erhoben. 

Weitere Tarife und Verträge 
Neben den genannten Tarifen sinken die Preise aller anderen im 
Düsseldorfer Versorgungsgebiet angebotenen Verträge jeweils um 
0,20 Ct/kWh (netto) bzw. 0,24 Ct/kWh (brutto). 
Der Preis des Vertrages Düsselgas Fix 2012 sinkt um 0,09 Ct/kWh 
(netto) bzw. 0,11 Ct/kWh (brutto). 
Der Preis des Vertrages Düsselgas Öko sinkt um 0,44 Ct/kWh (netto) 
bzw. 0,52 Ct/kWh (brutto). 

Aktuelle Tarife und Verträge: 
Düsselgas Klassik, Düsselgas Klassik Pro, Düsselgas Direkt, Düsselgas 
Direkt Pro, Düsselgas Garant, Düsselgas Garant Pro, Düsselgas Öko, 
Düsselgas WoWi Pro. 

Nicht mehr abschließbare Tarife und Verträge: 
Raumheizungs ver trag RH 97 2010, Raumheizungsver trag GH 97 
2010, Zonenver trag G02Z 2010, Düsselgas Gewerbe Vario 2010, 
Düsselgas online 2010, Düsselgas Vario 2010, Düsselgas Fix (2012,  
2013, 2014, 2015). 

Allgemeiner Hinweis – Abrechnung 
Ihr Verbrauch vor und nach der Preisänderung wird von uns nach 
Zeitanteilen aufgeteilt und berechnet. Jahreszeitlich bedingte Ver­
brauchsschwankungen berücksichtigen wir hierbei entsprechend. 
Sie können aber auch den Stand Ihres Zählers am 30.09.2015 selbst 
ablesen. Teilen Sie uns Ihren Zählerstand dann bitte vom 01.10.2015 
bis zum 09.10.2015 per E-Mail, Fax, Internet oder telefonisch mit.  
Wir berechnen den Verbrauch dann in Ihrer nächsten Rechnung 
anhand Ihres Zählerstandes. Halten Sie bitte hierfür Ihre Vertrags­
konto- und Zählernummer sowie den Zählerstand bereit. 

Ersatzversorgung – Gas 
Für die Ersatzver sorgung mit Gas gelten die gleichen Preise wie bei 
der Grundver sor gung. 

Allgemeiner Hinweis – Erdgas 
Die Erdgaspreise enthalten eine Erdgassteuer von 0,55 Ct /kWh. Für 
das produzierende Gewerbe sowie für die L and-/Forstwir t schaf t 
gilt ab einer jährlichen Steuer belas tung von über 250 Euro ein  
ermäßig ter Sat z von 0,412 Ct / kWh. Die Ermäßigung wird jedoch  
nicht direk t berücksichtig t, sondern muss durch einen Ver gütungs­
antrag beim zust ändigen Hauptzollamt beantrag t werden. Zudem  
enthalten die Erdgaspreise die Konzessionsabgabe i.H.v. 0,93 Ct / 
kWh bei der Belieferung von Tarif kunden ausschließlich für Kochen 
und Warmwasser gemäß §§ 2 Abs. 2 Nr. 2 a), 8 Abs. 1 Konzessions­
abgabenverordnung (K AV ),  i.H.v. 0,40 Ct /kWh bei sonstigen Tarif­
lieferungen gemäß  §§ 2 Abs. 2 Nr. 2 a), 8 Abs. 1 K AV und i.H.v. 0,03 
Ct /kWh bei der Belieferung von Sonder ver tragskunden gemäß §§  
2 Abs. 3, 8 K AV. 

Weitere Fragen beantworten wir Ihnen gerne: 

24 Stunden am Tag - 365 Tage im Jahr 
Service-Telefon: (0211) 821 821 
Service-Fax: (0211) 821 3 821 
Internet: www.swd-ag.de/preissenkung 
EMail: info@swd-ag.de 

Stadtwerke Düsseldorf AG 
Höherweg 100 
40233 Düsseldorf 

„Düsseldorfer Amtsblatt“, Offizielles Amtsblatt der Landeshauptstadt Düsseldorf. Herausgeber: Der Oberbürgermeister – Amt für Kommunikation - Marktplatz 2, 40213 Düsseldorf. Verant­
wortlich: Kerstin Jäckel-Engstfeld. Redaktion und Anzeigen: Markus Schülke, Telefon 89-93135, Fax: 89-94179, E-Mail: amtsblatt@duesseldorf.de; Internet: http://www.duesseldorf.de. Druck 
und Vertrieb: Rheinische Post Verlagsgesellschaft mbH, Zülpicher Str. 10, 40196 Düsseldorf. Das Amtsblatt kann auch abonniert werden. Bezugspreis jährlich 30,60 Euro. Der Versand erfolgt als 
PDF-Datei per E-Mail. Vertrieb: Frau Marlene Weyers, Tel. 505-1261 und E-Mail: marlene.weyers@rbzv.de. Anzeigenpreisliste Nr. 16, gültig ab 01.01.2006. 

Neue Preise für Erdgas 
ab dem 01.10.2015 

Tarife und Verträge Einheit Netto* Brutto 
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